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Zwischen Tradition und Moderne
*>er fränkische Raum im Wandel
Werner Dollinger

In den 40 Jahren des Bestehens der Bundesrepublik Deutschland hat die CDU/CSU 27
Jahre lang an der Spitze die Regierungsverantwortung getragen. Dies zeigt, welche
Bedeutung die Union für die Nachkriegsentwicklung hat. Dabei darf nicht vergessen
werden, daß die Union nach 1945 die einzig neue Partei war. Bewußte Christen beider
Konfessionen hatten sich aufgrund der Erfahrungen in den Jahren 1933 bis 1945 dazu
entschlossen, in einer gemeinsamen Partei zu versuchen, Politik zu gestalten.

Der Start dieser Union war nicht leicht.
Es gab Räume, wo das kath. Zentrum und
die im wesentlichen katholische Bayerische
Volkspartei auf katholische Wähler aus der
Zeit bis 1933 zurückgreifen konnte, und es
gab nur wenige Räume mit einem Wähler-
potential des christlichen Volksdienstes aus
der Weimarer Zeit.

Der fränkische Raum im Wandel

Die Entwicklung im fränkischen
Raum - in meiner Heimat - war besonders
problematisch. Die Geschichte dieses Ge-

Werner Dollinger: Junge Menschen für die
Politik gewinnen

bietes ist nicht typisch für Bayern. Die
Markgrafschaft Ansbach-Bayreuth um-
faßte einen Großteil des jetzigen Regie-
rungsbezirkes Oberfranken und Mittel-
franken, bis Napoleon das Gebiet Bayern
eingegliedert hat. Die Zugehörigkeit zu
Preußen hatte auch die Mentalität der
Bevölkerung mitgeprägt. Es ist klar, daß
andere Vorstellungen vorhanden waren als
im altbayerischen katholischen Gebiet,
welches nach alter Tradition besonders mit
dem Bayerischen Königshaus und damit
mit München verbunden war.

Aber nicht nur die Geschichte hatte
dieses Gebiet geprägt, sondern auch die
Konfession. Ober- und Mittelfranken waren
vorwiegend protestantisch, wobei auch auf
die Bedeutung der freien Reichsstädte in
diesen Gebieten hingewiesen werden muß.

Die Menschen in diesen Räumen waren
reichsorientiert und der Gedanke des Fö-
deralismus war ihnen sehr fremd und rasch
trat die Sorge auf, daß sich der Föderalis-
mus zum Seperatismus entwickeln könnte.

Hinzu kam, daß das liberale Bürgertum
gegen Kirchen dann voreingenommen war,
wenn der Eindruck entstand, sie könnten
sich in das staatliche, öffentliche und politi-
sche Geschehen zu sehr einmischen. So
war die Gestaltung der Union in diesem
Gebiet außerordentlich schwierig. Man
wollte keine föderalistische bayrische Par-
tei und sagte daher oft, „wenn schon über-
haupt eine „C"-Partei, dann gleich CDU".

Es gab Stimmen, die - und das erlebte
ich persönlich - in Versammlungen erklär-

Fortsetzung nächste Seite

Liebe Leser,
diese Ausgabe der EV hat einen „baye-
rischen Schwerpunkt". Damit wollen
wir vor allem aber nicht nur die Teil-
nehmer unserer Bundestagung am
20./21. Oktober 1989 in Nürnberg
einladen, sich über unseren fränki-
schen Tagungsraum zu informieren.
Über Strukturwandel und Ausgestal-
tung unserer Gesellschaft haben sich
der Vorsitzende der Mittelstandsver-
einigung, Elmar Pieroth, und der
Vorsitzende der CDA, Ulf Fink, Ge-
danken gemacht. Übereinstimmend
nehmen beide deutlich Bezug auf das
christliche Menschenbild als Grund-
lage ihrer Politik.

Im Augenblick beschäftigt uns alle das
Schicksal unserer deutschen Nach-
barn. Für viele von ihnen bedeutet die
Kirche einen Ort der Zuflucht und des
Zuspruchs. Wie sehr die Kirche sich
ihrer besonderen Verantwortung be-
wußt ist, macht der Brief der Leitung
des Bundes der Kirchen in der DDR
an Erich Honecker deutlich (s. S. 11).

Mit der „Aktion willkommen" ruft die
CDU ihre Mitglieder auf, unseren
Landsleuten aus der DDR bei ihren
ersten Schritten in ihrer neuen Heimat
beizustehen. Informationen dazu
finden Sie auf unserer letzten Seite.
Die CDU-Bundesgeschäftsstelle in
Bonn hat darüber hinaus ein Sonder-
Telefon zur Beratung in Übersiedler-
fragen eingerichtet. Bitte weisen Sie in
Ihren Ortsverbänden und Kirchenge-
meinden auf diese Möglichkeit hin.
Die Telefonnummer lautet:
0228/544-435.

Ihre Redaktion
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ten, diese Union würde eine
Hilfestellung zur Gegenrefor-
mationsein.

Wenn alle diese Schwierigkei-
ten zu einem großen Teil über-
wunden wurden, so lag dies auch
daran, daß angesehene Persön-
lichkeiten aus dem fränkischen
Gebiet sich der Union zur Ver-
fügung stellten. Sie kamen zum
Teil aus dem christlichen Volks-
dienst und auch aus dem Bereich
der früheren Staatspartei (heute
Freie Demokratische-Partei)
bzw. von den Deutsch-Nationa-
len und der Deutschen Volks-
partei. Es waren Mitglieder des
Deutschen Reichstages bzw. des
Bayerischen Landtages vor
1933. Hinzu kam noch, daß
diese Herren überzeugte evan-
gelische Christen waren und sich
insbesondere in den Jahren des
Kirchenkampfes eindeutig und
klar der Bekennenden Kirche
angeschlossen hatten, auch für
sie eintraten und oft wegen ihrer
Haltung in Schwierigkeiten ge-
raten waren.

Wie schwer der Start war,
zeigen vielleicht einige Zahlen:
Bei den Bundestagswahlen 1949
hatte die CSU im Bundestags-
wahlkreis Fürth jeweils an
Zweitstimmen einen Anteil von
17,3%, die SPD 29,4%, die FDP
19,5% und Sonstige 33,3%.

Nürnberg-Nord: CSU 16,1%,
SPD 35,7%, FDP 15,5%, Son-
stige 32,7%
Erlangen: CSU 20,7%, SPD
31,7%, FDP 18,9%, Sonstige
28,7%
Roth: CSU 33,6%, SPD 26,4%,
FDP 13,9%, Sonstige 26,1 %
Ansbach: CSU 39,7%, SPD
19,3%, FDP 18,7%, Sonstige
22,2% '

(in Oberfranken)

Bayreuth: CSU
32,1%, FDP 14
32,6%
Coburg: CSU
34,5%, FDP 19
27,3%
Kulmbach: CSU
21,2%, FDP 8,
45,4%
Bamberg: CSU
18,2%, FDP 7,
40,8%

21,2%, SPD
,1%, Sonstige

18,8%, SPD
,4%, Sonstige

24,9%, SPD
5%, Sonstige

33,6%, SPD
4%, Sonstige

Die Zahlen zeigen deutlich,
wie in vorwiegend evangeli-
schen Räumen bei wenigen Aus-
nahmen die CSU schwach und
die FDP verhältnismäßig stark
war. In Bamberg waren die Er-
gebnisse ganz anders. Aberauch
die Wahlkreise Roth und Ans-

bach machten eine Ausnahme,
und dies lag an den Persönlich-
keiten, die dort kandidierten.

Wagnis der „Union" gelungen

Die Darstellung der Union
durch bewußte Christen beider
Konfessionen hat in verhältnis-
mäßig kurzem Zeitraum die
Schwierigkeiten zum Großteil
überwunden und ihr eine gute
Position in der Öffentlichkeit
verschafft.

Bei den Bundestagswahlen
1953 zeichnete sich in diesen
Räumen auch im evangelischen
Bereich ein wesentlicher Wan-
del ab.

Wir sollten heute dankbar
sein, daß dieses Wagnis der
„Union" gelungen ist. Die deut-
sche Politik wäre anders verlau-
fen, wenn im Jahre 1949 die
Sozial-Demokratische Partei
Deutschlands die Regierung
übernommen hätte, denn sie
hatte ein ganz anderes Pro-
gramm als die Union, z.B. Plan-
wirtschaft statt Marktwirtschaft.

Neben den Wahlergebnissen
muß aber auch die Bedeutung
der Union für die geistig-geistli-
che Entwicklung gesehen wer-
den.

Der Zusammenbruch des Jah-
res 1945 war für viele Menschen
- einfach ausgedrückt - eine
Katastrophe. Das Reich exi-
stierte nicht mehr, idealistische
Anhänger des Nationalsozialis-
mus waren zutiefst enttäuscht
und viele Menschen waren ohne
Hoffnung. Das Leid, Angehö-
rige im Krieg verloren zu haben,
die Not der Ausgebombten und
der Heimatvertriebenen wirk-
ten zusammen, und die Hoffnung
auf eine bessere Zukunft war
sehr gering. Die Kirchen leiste-
ten damals einen großen Dienst.
Sie kümmerten sich nicht nur
seelsorgerisch um die Men-
schen, sondern sie spendeten
auch Trost und Zuversicht.

Es war klar geworden, daß in
der Zeit bis 1945 die Göttlichen
Zehn Gebote mißachtet wurden
und an deren Stelle Parolen tra-
ten, wie z.B. „Recht ist, was
dem Volke nützt". Ebenso
wurde deutlich, daß nicht alles,
was Menschen können und tun,
gut und erfolgreich ist - auch
nicht ethisch verantwortbar!

Die Geschehnisse und Er-
kenntnisse brachten damals
viele Menschen zum Nachden-
ken und wieder in die Kirche.

Der Wille, sich nicht mit dem,
was war, abzufinden, sondern
wieder aufzubauen, setzte sich
durch.

Verständigung von Kirche und
Politik verbessern

Wenn ich mir nach 40 Jah-
ren die heutige Situation kritisch
vor Augen halte, dann muß ich
feststellen, daß ethisch-religiöse
Überlegungen in starkem Maße
wieder zurückgedrängt worden
sind. Die Säkularisierung ist
fortgeschritten, und häufig wird
von einem Wertewandel gespro-
chen. Vieles, was man vor 20
oder 30 Jahren ablehnend beur-
teilte, wird heute als selbstver-
ständlich akzeptiert. Es ist si-
cher nicht notwendig, hier Bei-
spiele anzuführen, ich erwähne
nur die Haltung zu den „Zehn
Geboten" im allgemeinen und
zum Gebot der Nächstenliebe
im besonderen. Die Anpassung
an den Zeitgeist ist weit fortge-
schritten. Dies kann nach mei-
ner Überzeugung nicht gutge-
hen!

Wir Menschen brauchen
Orientierungspunkte - oder ich
drücke es einmal anders aus -
wir brauchen „Leitplanken",
damit wir nicht vom rechten
Weg abkommen. Es ist Aufgabe
der Kirche, dies immer wieder
zu sagen, aber auch verantwor-
tungsvolle Politiker dürfen sich
dem nicht verschließen.

Im evangelischen Raum ha-
ben wir heute besondere Pro-
bleme. Es gibt Spannungen zwi-
schen Teilen der evangelischen
Kirche und der Union. Ich er-
wähne das Asylrecht, Themen
der Inneren Sicherheit, die Dis-
kussion um Wehrpflicht und Er-
satzdienst oder auch die Fragen
der Energie, besonders der
Kernenergie und des Umwelt-
schutzes. Es kommt darauf an,
diese Spannungen zu erkennen
und sich zu bemühen, eine Ver-
ständigung zu erreichen.

Es ist deshalb Aufgabe des
Evangelischen Arbeitskreises,
immer wieder dafür zu sorgen,
daß die Auffassung der Kirche
in die Politik eingebracht wird
und umgekehrt Vorstellungen
der Politik auch im kirchlichen
Bereich entsprechend darge-
stellt werden. Dabei muß klar
sein, daß die Kirche nicht die
Politik und die Politik die Kirche
nicht überfordern darf.

Zu diesen Fakten der Politik
gesellt sich ein anderes Problem.
Ich sehe mit zunehmender Sorge
einen Mangel an Nachwuchs in

allen Parteien, auch in der
Union. Ich frage mich warum?
Vor 20 Jahren gab es viele junge
Menschen, die sich aus den
christlichen Jugendorganisatio-
nen heraus für die Politik inter-
essierten und sich auch betätig-
ten. Dies hat sehr abgenommen
und ist bedauerlich. Den jungen
Menschen muß klar gemacht
werden, daß die Berufsausbil-
dung und der Beruf ganz wichtig
sind, aber auch das Gemein-
schaftsleben mitgestaltet werden
muß. Insbesondere gilt es zu er-
kennen, daß viele Entscheidun-
gen - auch für das Einzelschicksal
- in der Demokratie auf politi-
scher Ebene entschieden werden.

Das ,C' sollte Verpflichtung sein

Es ist nach meiner Meim
geradezu eine ChristenpflichV,
sich um öffentliche Belange zu
kümmern. Auch der Spielraum
für die Freiheit eines Christen-
menschen wird von der Politik
bestimmt. Daher ist es auch eine
Aufgabe des Evangelischen Ar-
beitskreises, jungen Menschen
den Weg in die Politik zu ebnen
und sje entsprechend zu begleiten.

Die Union hätte sich im frän-
kischen Raum nicht entwickeln
können, wenn nicht überzeugte
Protestanten in der Union mit-
gewirkt und sie mitgestaltet hät-
ten. Dies hat im übrigen auch
dazu beigetragen, das Span-
nungsverhältnis innerhalb Bay-
erns zwischen Nord und Süd
abzubauen. Schließlich wäre
ohne die evangelischen Christen
und deren politischer Betäti-
gung in der Union die G.
nicht zu der führenden Partei in
Bayern und im Bund geworden.

Wir sollten alles tun, um die
Union nicht nur zu erhalten,
sondern sie auch so zu gestalten,
daß sie das Vertrauen schafft,
daß Politik sowie Politiker
glaubwürdig bleiben. Deshalb
müssen bewußte Christen bei-
der Konfessionen in der Union
aktiv sein!

Gerade das „C" in der Partei
ist für jeden Einzelnen eine hohe
Verpflichtung. Tun und Wirken
wird danach beurteilt - ein
strenger Maßstab!

Glaubwürdigkeit und ethisch-
moralische Grundsätze sind
auch in Zukunft unabdingbar.
Das Maß der Erfüllung ist für
das Vertrauen der Wähler in die
Union entscheidend.

Anm.: Dr. Werner Dollinger, Bun-
desminister a.D., ist Landesvorsit-
zender des Evangelischen Arbeits-
kreises der CSU.
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Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern
- Strömungen und Tendenzen
Walter Allgaier

Napoleon ist schuld auch an der bayerischen Landeskirche, wie sie
heute existiert. In den nachnapoleonischen Wirren schrieb bekannt-
lich der Wiener Kongreß die Landkarte Europas neu: Max Joseph
von Bayern mußte dabei die ihm ursprünglich zugestandenen
Habsburgischen Gebiete Tirol, Salzburg und Oberösterreich wieder
abgeben. Entschädigt wurde er dafür mit der Pfalz und vor allem mit
Franken. Hier aber bekannte man sich überwiegend zum Protestan-
tismus, insbesondere in den Hohenzollernlanden um Ansbach und
Bayreuth aber auch in einer Reihe von Städten, die schon früh die
Reformation eingeführt hatten und später auf die konfessionelle
Parität festgelegt waren. So verfügte das Königreich Bayern bei
rund 3,1 Millionen Einwohnern über 752.000 oder 23,8% Protestan-

- eine Relation, die sich bis heute erhalten hat.-~n

Die Wehen, aus denen die
Landeskirche hervorging, wa-
ren indes beträchtlich. Galt es
doch, 90 bislang voneinander un-
abhängige Kirchenwesen unter
einem Dach zusammenzufüh-
ren. Geeint waren diese Kirchen
vorab nur durch den katholi-
schen König als Notbischof.

1818 brachte dann das Proste-
stantenedikt die ersehnte
Gleichstellung mit dem Katholi-
zismus in Bayern. Auch die
„Wirkungsweisen" des Prote-
stantismus wurden jetzt festge-
legt, die Kirche erhielt ein Ober-
konsistorium in München sowie
Konsistorien in Ansbach, Bay-
reuth und Speyer. Obwohl die
Protestanten in weiten Kreisen
des „heiligen katholischen Bay-
'•-jis" ungeliebt waren, gelang

i' gut geschulten fränkischen
Beamtenschaft schon bald, in
leitende Regierungspositionen
aufzurücken; 1849 wurde mit
dem Freiherrn von der Pfordten
der erste Protestant bayerischer
Ministerpräsident.

Die Evangelische Fakultät
Erlangen erlebte ab 1830 eine
Lutherrenaissance, die bald die
ganze Landeskirche erfaßte und
den bayerischen Protestantis-
mus geprägt hat bis auf den
heutigen Tag. Wenn die Landes-
kirche innerhalb der EKD in
der Abendmahlsfrömmigkeit
einsam an der Spitze steht, wenn
der Gottesdienstbesuch eben-
falls den Durchschnitt des deut-
schen Protestantismus erheblich
übersteigt, dann hat das auch
mit dem damaligen Aufbruch zu
tun. Man entdeckte die lutheri-
schen Bekenntnisschriften, ins-
besondere die Confessio Augu-
stana neu und bezog ihre Aussa-
gen (Rechtfertigung allein aus
Glauben) auf das Leben von
Kirche und Gemeinde.

Als Folge der lutherischen
Rückbesinnung formierte sich
auch der Widerstand gegen die
staatliche Gängelung der Kir-
che. Zur Zentralfigur dieser Op-
position wurde der Neuendettel-
sauer Pfarrer Wilhelm Lohe, der
eine Trennung von Kirche und
Staat verfocht, um eine Freiwil-
ligkeitskirche der wahrhaft
Gläubigen zu erreichen.

Kirchliche Eigenständigkeit
ab 1918

Frei vom Staat wurde die
Landeskirche jedoch erst nach
dem Ersten Weltkrieg. Erstaun-
lich rasch stellte man sich darauf
ein, daß man nicht mehr mit der
obrigkeitlichen Fürsorge rechnen
konnte. Im kirchlichen Amtsblatt
vom November 1918 liest man
dazu: „Eine Welt ist versunken
und hat vieles mit sich genom-
men, was uns lieb und teuer war.
Eine neue Welt erhebt sich noch
dunkel und nebelhaft. Aber auch
sie bedarf des Evangeliums".

Der Übergang zur kirchlichen
Eigenständigkeit verlief umso
reibungsloser, als der neue Kir-
chenpräsident Veit durchaus ein
„aufgeklärter Republikaner"
war. Die Leitung der Kirche
wurde jetzt in die Hände von
Synode, Kirchenpräsident (ab
1933 Landesbischof) und Landes-
kirchenrat gelegt. 1924 erreichte
man im Gefolge des römischen
Konkordats einen Kirchenver-
trag mit dem Freistaat Bayern,
der als beispielgebend für alle
ähnlichen Regulierungen des
deutschen Protestantismus gilt.

Die bayerische Pfarrerschaft
bot damals ein relativ geschlos-
senes Bild: Man war überwie-
gend vaterländisch national ge-
sinnt aber in Distanz zum Wei-
marer Parlamentarismus. Weil

man sich im katholischen Bay-
ern politisch nie recht zu Hause
fühlen konnte, war man schon
aus Opposition dem Reichsge-
danken gegenüber ausgeschlos-
sen. Die völkische Bewegung
fand in den Erlanger Theologie-
professoren Paul Althaus und
Werner Eiert zeitweise ihre Kir-
chenväter.

Es war der Verdienst des'ab
1933 amtierenden Bischofs
Hans Meiser, daß die bayerische
Landeskirche nach anfänglichen
Irritationen den Kurs einer klar
bekenntnisbestimmten Kirche
steuerte und die deutschen Chri-
sten nicht ins Kirchenregiment
einzogen. Die Landeskirche
zählte zusammen mit der würt-
tembergischen zu den beiden in-
takten Kirchen.

Nach 1945 wurde auch Bayern
von einer Flüchtlingswelle aus
dem Osten erfaßt: Die Zahl der
Protestanten schnellte dabei
schlagartig von 1,7 auf 2,4 Mil-
lionen. In Niederbayern (1939
1,6%, 1945 9,6% Protestanten)
und der Oberpfalz entstand eine
ausgedehnte Flüchtlingsdia-
spora, die das ökumenische Mit-
einander befruchtete. 200 Kir-
chen und Kapellen wurden da-
mals von der katholischen Kir-
che für evangelische Gottes-
dienste geöffnet.

Das Verhältnis zur römisch-
katholischen Kirche hat sich
seither trotz mancher offenen
Wünsche als ein freundliches
Arrangement bei „versöhnter
Verschiedenheit" entwickelt.
Kontakte zwischen Kirchenlei-
tung und Katholischer Bischofs-
konferenz verlaufen in einer At-
mosphäre des konstruktiven
Gesprächs. In der praktischen
Zusammenarbeit hat sich indes
schon längst eine fruchtbare
Ökumene des Helfens entwik-
kelt und bewährt.

Die bayerische Landeskirche
bejaht nachdrücklich ihre Ver-
pflichtung gegenüber dem Ge-
samtprotestantismus in
Deutschland. Eine Sonderstel-
lung nimmt sie darin insofern
ein, als sie die einzige EKD-Kir-
che ist, die zwischen den beiden
Volkszählungen von 1970 und
1987 bei den Mitgliedszahlen zu-
gelegt hat. Sie ist in diesem Zeit-

raum von 2.562 auf 2.603 Millio-
nen gewachsen, also um rd.
40.000 Menschen. Dieser Ge-
winn ist eindeutig auf die Zuwan-
derung insbesondere aus dem
norddeutschen Protestantismus
zurückzuführen. Nicht nur der
Freizeitwert Südbayerns, son-
dern auch die Ansiedlung von
High-Tech-Industrie hat diesen
Raum attraktiv gemacht.

Ansonsten leidet auch die
bayerische Landeskirche an ei-
nem gewissen Aderlaß durch Kir-
chenaustritte, die freilich nie den
Pegel anderer Regionen erreicht
haben. Stark geschlossen hat sich
die Schere, die durch den Über-
hang von Bestattungen gegen-
über den Taufen entstanden war.
Verlor man 1975 auf diese Weise
noch 13.000 Mitglieder, so waren
es 1988 nur noch 5.000.

Christliches Glaubensgut
prägend übermitteln

Wie in anderen Landeskir-
chen hat der theologische Nach-
wuchs in den letzten Jahren stark
zugenommen; durch verschie-
dene vorsorgliche- Maßnahmen
konnte aber bislang eine Warteli-
ste bei den Kandidaten vermie-
den werden. In den letzten Mona-
ten hat durch die Errichtung eines
Arbeitsbereiches 'Frauen in der
Kirche' bei der Kirchenleitung die
lang vernachlässigte Stellung der
Frau ihre angemessene Berück-
sichtigung gefunden. Die theolo-
gisch gebildete Frau konnte schon
seit 1975 in Bayern zum geistli-
chen Amt ordiniert werden.

Die insgesamt günstige Situa-
tion der bayerischen Landeskir-
che kann aber doch nicht dar-
über hinwegtäuschen, daß sich
auch hierzulande ein Abbruch
christlicher Tradition und Kul-
tur vollzieht und daß es kaum
mehr gelingt, der jungen Genera-
tion das christliche Glaubensgut
prägend zu übermitteln. Auch
die Bemühungen der evangeli-
schen Erwachsenenbildung, die
ungefähr jeden zehnten Evange-
lischen erreichen, sind hierfür
kein voller Ausgleich.

Es gilt, die Möglichkeiten des
Gesprächs und der Kontakte
noch intensiver als bisher zu nut-
zen; verschiedene gemeindemis-
sionarische Versuche waren hier
durchaus ermutigend.

Anm.: Der Autor dieses Beitrags
betreut als Landeskirchenrat der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Bayern den Bereich Presse- und Me-
dienarbeit.
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Die politische Verantwortung der
Union für Norddeutschland
Klaus Weigelt

Es ist höchste Zeit, daß die CDU wieder verstärkt ihr Augenmerk
auf den Norddeutschen Raum richtet. Lange Jahre schien es so, als
sei das Terrain im Norden abgesteckt: Schleswig-Holstein und
Niedersachsen als sichere CDU-Länder, die beiden Hansestädte in
der Hand der Sozialdemokraten. Zeitweise gelang es der Hambur-
ger CDU sogar, stärkste Partei in der Hansestadt zu werden.

Dieses günstige Bild hat sich
in den letzten zwei Jahren
grundlegend verändert. Mit der
Barschel-Affäre setzte ein Nie-
dergang in der schleswig-holstei-
nischen CDU ein, der zum
Machtverlust im Mai 1988 führte
und die Partei auf ein Zustim-
mungsniveau in der Bevölke-
rung zurückwarf, das seit An-
fang der 50er Jahre als überwun-
den gelten konnte. Indessen re-
giert die Hamburger SPD trotz
aller Skandale unangefochten,
und die Bremer CDU ist zu
einem kleinen Häuflein von we-
niger als 25% zusammenge-
schrumpft.

Am dramatischsten stellt sich
derzeit die Situation in Nieder-
sachsen dar. Ministerpräsident
Ernst Albrecht hat das auf die
Formel gebracht: Wenn Nieder-
sachsen kippt, kippt die ganze
Republik. Gemeint sind die
Landtagswahlen im Frühjahr
1990, deren Ergebnis nicht nur
auf die zukünftige Zusammen-
setzung des Bundesrates, son-
dern vor allem auch für den
Ausgang der Bundestagswahlen
im Dezember 1990 von entschei-
dender Bedeutung sein dürfte.

Politische Entwicklungen in
Norddeutschland

In dieser Lage war es gut,
den Bundesparteitag nach Bre-
men einzuberufen und ihn durch
wichtige Personal- und Sachent-
scheidungen zu einer bedeuten-
den Wegmarke in der Parteige-
schichte der CDU zu machen.
Sehr zu begrüßen ist die Ent-
scheidung von Helmut Kohl, mit
Volker Ruhe dem Parteitag ei-
nen norddeutschen Politiker für
das Amt des Generalsekretärs
vorzuschlagen.

Der Hamburger Ruhe hatte
sich selbst in seinem ersten In-
terview als „evangelischen Chri-
sten" bezeichnet, er kennt sich
im norddeutschen Raum be-
stens aus und der Parteitag hat
ihn mit einem überzeugenden
Votum gewählt. Auch in der

Wahl des Parteipräsidiums be-
wies der Bundesparteitag Fin-
gerspitzengefühl: Mit Ernst
Albrecht und Gerhard Stolten-
berg wurden die Vertreter Nie-
dersachsens und Schleswig-Hol-
steins mit großen Mehrheiten
wiedergewählt, so daß auch
nach außen hin sichtbar wurde,
daß die CDU den politischen
Entwicklungen in Norddeutsch-
land das ihnen gemäße Gewicht
zuzumessen bereit ist.

Klaus Weigelt: Attraktivität des
Nordens fördern

Das Zeichen zum Neubeginn
in Schleswig-Holstein hat An-
fang 1989 Ottfried Hennig ge-
setzt. Mit der Übernahme des
CDU-Landesverbandes am 8.
April hat er vielen Menschen
innerhalb und außerhalb der
CDU wieder Hoffnung und Zu-
versicht gegeben. Die Wähler
reagieren spontan auf Hennigs
risikofreudigen Einsatz: Bei den
Europawahlen erzielte die
Schleswig-Holsteinische CDU
als einzige Landespartei gegen-
über den vorangegangenen
Landtagswahlen einen Zuwachs
von über 3% und der Abstand
zur SPD schmolz von über 20
auf 8% zusammen. Ein beachtli-
cher Anfangserfolg!

Nun wird es darauf ankom-
men, die Partei personell und
konzeptionell wieder auf eine
feste Grundlage zu stellen, um

die Kommunalwahlen im März
1990 und die Bundestagswahlen
erfolgreich zu bestehen und da-
mit die Voraussetzungen zu
schaffen für eine erfolgverspre-
chende Herausforderung der
Sozialdemokraten bei den
Landtagswahlen 1992.

Die geschilderten Entwick-
lungen zeigen, daß die CDU
dabei ist, ihre personelle Glaub-
würdigkeit und damit auch ihre
grundsatzpolitische Verantwor-
tung für Norddeutschland zu
stärken. Ergänzend dazu ist es
erforderlich, für den norddeut-
schen Raum eine konzeptionelle
Vision zu entwickeln, die dem
Norden im Vergleich zum Süden
gleichberechtigte Zukunfts-
chancen eröffnet und sichert.
Hier ist in der Vergangenheit
einiges nicht zufriedenstellend
gelaufen; das muß anders wer-
den.

Eröffnung von
Zukunftschancen

Die Konrad-Adenauer-
Stiftung hat während eines
Fachkongresses zum Thema
„Die Zukunft des Norddeut-
schen Raumes" Anfang Juni
1989 in Hannover mit Politi-
kern, Wissenschaftlern und Ex-
perten aus der Wirtschaft über
diese Fragen diskutiert und da-
bei die folgenden Punkte her-
ausgearbeitet.

1. Der Zusammenschluß der
vier norddeutschen Länder
in einem Nordstaat ist weder
aus politischen noch wirt-
schaftlichen Gründen für den
Norddeutschen Raum dien-
lich. Wichtiger ist es, die
trennende Wirkung der Län-
dergrenzen durch eine ver-
stärkte Kooperation zu über-
winden. Alle Hindernisse,
die die Entwicklung des Ge-
samtraumes hemmen, sollten
politisch beseitigt werden.

2. Es ist zu gewährleisten, daß
sich die Vollendung des euro-
päischen Binnenmarktes bis
zum Ende des Jahres 1992
auch auf Norddeutschland
positiv auswirkt. Alle Über-
legungen zur wirtschaftlichen
Stärkung des Norddeutschen
Raumes sollten darum be-
reits heute von einer scho-

nungslosen Analyse der
Standortchancen und -schwä-
chen ausgehen, um dringend
erforderliche Verbesserun-
gen planen zu können.

3. Vordringlich ist eine erhebli-
che Verbesserung der Ver-
kehrsinfrastruktur in Nord-
deutschland. Die derzeitigen
Verkehrsbedingungen liegen
weit hinter dem bereits er-
reichten Niveau in der Bun-
desrepublik Deutschland zu-
rück. Deshalb sind der Bund
und seine Monopolunterneh-
men Bundesbahn, Lufthansa
und Bundespost gefordert,
an der Verbesserung im Nor-
den und damit der Anglei-
chung der Lebensverhält-
nisse in der BundesrepuK"
Deutschland mitzuwirken.

4. Die Forschungs- und Ent-
wicklungsanstrengungen der
norddeutschen Wirtschaft
müssen verstärkt werden. In-
novationen prägen die tech-
nische und wirtschaftliche
Entwicklung einer Region
und bestimmen ihren Platz
im weltweiten Wettbewerb.
Eine zu gründende norddeut-
sche Institution für Wirt-
schaftsförderung könnte vor
allem die mittelständische In-
dustrie in dieser Region
durch Technologieberatung
unterstützen.

5. Die norddeutsche Wirtschaft
wird im wesentlichen von ei-
nem flexiblen mittelständi-
schen Gewerbe geprr^
Großunternehmen sind u.c
Ausnahme. Aus dieser
Struktur heraus ergeben sich
Zukunftschancen vor allem
im Bereich der Dienstleistun-
gen. Durch ihre Verknüp-
fung mit der Umweltwirt-
schaft können neue Markt-
chancen erschlossen werden,
die zusätzlichen Wachstums-
kräften Auftrieb geben
könnten.

6. Das System der allgemeinen
und beruflichen Bildung ist
weiter zu entwickeln, da
ohne ein dauerhaftes hohes
Qualifikationsniveau der Er-
werbstätigen die Wettbe-
werbsfähigkeit Norddeutsch-
lands nicht gesichert werden
kann. Hierzu gehören Ent-
wicklung und Ausbau der In-
genieurwissenschaften - vor
allem in Schleswig-Holstein.

Zur Verbesserung der
Qualifikation im Bereich der
mittelständischen Wirtschaft
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müssen die Pläne für Berufs-
akademien, eine Finanzaka-
demie und eine technische
Akademie baldmöglichst
verwirklicht werden. Hier-
durch könnten insbesondere
die mittelständischen Be-
triebe mit modernen Produk-
tions-, Führungs- und Finan-
zierungstechniken vertraut
gemacht werden.

7. Die Tarifvertragsparteien
sollten zu der Einsicht gelan-
gen, daß das Lohnkostenni-
veau Norddeutschlands im
Vergleich zum Süden zu hoch
ist. Ein Lohnkostenvorteil
kann die Wettbewerbsfähig-
keit vorhandener leistungsfä-
higer Unternehmen stärken
und den Norden für Unter-
| nehmen aus anderen Regio-

": nen attraktiv machen. Dafür
muß auch die Lohndifferen-
zierung beträchtlich zuneh-
men, um einerseits weniger
qualifizierten Arbeitskräften
eine Beschäftigungschance
zu ermöglichen und anderer-
seits hochqualifizierte Ar-
beitskräfte im Norden zu hal-
ten bzw. von außerhalb neu
zu gewinnen.

8. Das teilweise recht hohe Ge-
werbesteuerniveau sollte ge-
senkt werden, um Anreize
für zusätzliche Investitionen
im Norden zu schaffen. In
der Folge wären hierdurch
die Voraussetzungen für stei-
gende Steuereinnahmen ge-
schaffen, aus denen beste-
hende Finanznöte beseitigt

"*'- werden könnten. Als weite-
1 rer Schritt für die Verbesse-

rung der wirtschaftlichen Be-
dingungen in Norddeutsch-
land eignet sich die Privati-
sierung von Kommunalbe-
trieben, um die Kommunen
von unnötigen Ausgaben zu
entlasten.

9. Heute ist die Lebensqualität
einer Region für die Standort-
entscheidung von Unterneh-
men von großer Bedeutung.
Norddeutschland hat auf die-
sem Gebiet zahlreiche natür-
liche Vorteile. Diese gilt es
weiter auszubauen. Auch da-
durch kann verhindert wer-
den, daß weiterhin Unter-
nehmen und qualifizierte
Fachkräfte in den Süden ab-
wandern.

Andererseits ist bei der
Landbevölkerung das Ver-
ständnis dafür zu wecken,
daß sich das Lebenstempo
und damit auch der wirt-
schaftliche und gesellschaftli-

che Strukturwandel in den
letzten Jahrzehnten erheb-
lich beschleunigt haben.
Diese Entwicklung hält an.
Eine von christlicher Verant-
wortung getragene einfühl-
same Politik muß humane
Bedingungen schaffen, unter
denen sich eine mentalitäts-
mäßige Anpassung der Be-
völkerung an den Fortschritt
ergeben kann.

Einschätzung der
wirtschaftlichen Lage
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10. Norddeutschland verfügt
bereits heute über ein be-
achtliches Innovationspo-
tential. Es muß aber ver-
stärkt die Ansiedlung neuer
Unternehmen durch die
Verbesserung des wirt-
schafts- und gesellschafts-
politischen Klimas fördern,
um die wirtschaftliche At-
traktivität des Norddeut-
schen Raumes weiter zu för-
dern und zu verbessern.

Diese Thesen zeigen, daß noch
viel zu tun ist, um Norddeutsch-
land den ihm gebührenden Platz
innerhalb der Bundesrepublik zu
sichern. Die CDU hat auf ihrem
Bundesparteitag in Bremen dafür
wertvolle Voraussetzungen ge-
schaffen. Sie hat richtungswei-
sende Personalentscheidungen
getroffen und mit der Verab-
schiedung des Leitantrages zur
Umwelt- und Energiepolitik ei-
nen programmatischen Beschluß
gefaßt, der allen diesbezüglichen
Äußerungen anderer Parteien
weit voraus ist. Das gilt auch für
die Beschlüsse zur Ausländerpo-
litik und zur modernen Parteiar-
beit. Damit sind Entscheidungen
gefallen, die einen produktiven
und offensiven Wahlkampf 1990
ermöglichen und die auch die
norddeutschen Landesparteien
mit größerem Optimismus in die
Zukunft schauen lassen.

Anm.: Der Verfasser des Beitrages
ist Leiter der Politischen Akademie
der Konrad-Adenauer-Stiftung und
Mitglied im EAK-Bundesvorstand.

Was gilt in der Kirche?
Zu einer Zeit, als mehr und mehr Christen an ihrer Kirche, der
Nordeibischen Kirche (NEK), verzweifelten, dieser Kirche den
Rücken kehrten, bis schließlich die Unzufriedenheit in Nordel-
bien mit der Gründung einer „Bekennenden Gemeinschaft"
einen Höhepunkt erreichte, hat die Kirchenleitung 1985 eine
Sondersynode zum Thema „Was gilt in der Kirche?" einberufen.
Jetzt, vier Jahre danach, hat Bischof Ulrich Wilckens in einem
Bericht über das kirchliche Leben des Sprengeis Holstein-Lü-
beck vor der Nordeibischen Synode am 21. September 1989 eine
erste Bilanz gezogen1.

Meine Kirche, unsere Kirche

Aufgrund vieler Gespräche in
den Kirchenkreisen und mit
einzelnen Gemeindemitglie-
dern kann ich zunächst bestäti-
gen, daß jene Kundgebung da-
mals nahezu durchweg begrüßt
und angenommen worden ist.
Denn nicht nur in der Öffent-
lichkeit, sondern gerade auch
im kirchlichen Leben selbst ist
die innere Lage unserer Volks-
kirche damals weithin als kri-
tisch empfunden worden. Dies
freilich hat sich bis heute nicht
verändert.

Man trägt zwar nicht mehr alle
Gegensätze so rücksichtslos
und in so aggressiver Form auf
den Markt. Überdies schleifen
sich manche Öffentlichkeitswir-
kungen durch ständige Wieder-
holung einfach ab; und auch
innerkirchlich überlebt sich
Modisches erstaunlich und z.T.
erschreckend rasch. Aber im
Problemgrunde, scheint mir,
hat sich nicht viel geklärt.

Gesprächsbereitschaft zwi-
schen streitenden Gruppen, die
die Synodenerklärung damals
hervorrufen wollte, ist nicht ge-
wachsen. Eine Kultur verant-
wortlicher und darum fruchtba-
rer innerkirchlicher Auseinan-
dersetzungen um das, was in
unserer Kirche gilt und gemein-
sam gelten soll, ist nicht einver-
standen. Statt dessen höre ich
in dieser Hinsicht verdächtig
oft resignative Töne: Man sähe
eigentlich nicht viel aussichts-
reiche Möglichkeiten zu einem
gegenseitigen Verstehen und zu
einem Zusammenrücken über
die tiefen Klüfte der Meinungs-
gegensätze hinweg.

Man beschränkt sich faktisch
mehr und mehr auf die eigenen
homogenen Gruppen und
macht gegeneinander die
Schotten dicht. Und viele Ein-
zelne - Pastoren, Mitarbeiter,
Kirchenvorsteher und andere
engagierte Gemeindemitglie-

der - fühlen sich nicht selten in
ihrer Kirche recht alleingelas-
sen.

„Was gilt in der Kirche?" -konkret

Es sind auch keineswegs allein
die Themen politischer Ethik,
um die damals der Streit ent-
brannte; sondern es sind tiefe
Irritationen gleichsam unter-
halb der Ebene dieser Kontro-
versen: Es geht mehr und mehr
um die Wurzeln des Glaubens
und des Christseins selbst inmit-
ten einer Welt, die sich offen-
sichtlich ihrerseits von diesen
religiösen Wurzeln abzuschnei-
den im Begriff ist; und in einer
Volkskirche, die zunächst auf
weiten Strecken wie ein Spie-
gelbild dieser Welt erscheint, in
der jeder nach seiner eigenen
Facon lebt und leben will und
das für alle gemeinsam Ver-
bindliche immer mehr ausge-
höhlt wird.

Gewiß, die meisten unter uns
stehen noch dazu, was die Syn-
ode damals „allen, die in Sorge
sind um den Weg der Nordeibi-
schen Kirche", zugerufen hat:
„Unsere Kirche lebt - wie die
Kirche zu allen Zeiten - allein
von Gottes Heilshandeln in
Christus, wie es in der Heiligen
Schrift, in der Verkündigung
des Wortes Gottes, in der Taufe
und in der Gemeinschaft des
Heiligen Abendmahls bezeugt
und erfahren wird." Aber was
heißt das nun konkret, wenn es
um das geht, was unsere Pasto-
rin, unser Pastor in seiner Sonn-
tagspredigt sagt, was er mit sei-
nen Konfirmanden bespricht
und am offenen Grabe verkün-
digt? . . .

1 Anm.: Wir drucken aus dem Be-
richt über das kirchliche Leben
des Sprengeis Holstein-Lübeck
Auszüge aus den Betrachtungen
über „Was gilt in der Kirche" mit
freundlicher Genehmigung der Bi-
schofskanzlei ab, weil wir meinen,
daß dieser Bericht die Probleme
der Kirche offen darstellt.
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Aus den Wurzeln leben
Ulf Fink

Die Union als christlich orientierte Volkspartei hat den Aufstieg der
Bundesrepublik Deutschland zum zweitreichsten Land der Erde
maßgeblich geprägt. Während sich die Weimarer Demokratie durch
die Konkurrenz von Richtungs-, Interessen- und Protestparteien
immer stärker blockierte, war das Prinzip der Volkspartei, das
durch die neu gegründete CDU 1949 entwickelt wurde, ein Rück-
grat, an dem sozialer Friede und politische Stabilität festgemacht
werden konnten. Es wurde so erfolgreich, daß auch die SPD mit
ihrem Godesberger Programm 1956 diesen Weg beschritt.

In der Union sind die großen
demokratischen Strömungen,
Christlich-Soziale, Konserva-
tive und Liberale bereit, den
Interessen- und Meinungsstreit
zu kultivieren, um gemeinsame
Lösungen und Ziele zu formu-
lieren. Die Vereinigungen sind
Strukturen, durch die eine
Streitkultur immer wieder neu
entwickelt werden kann. Vor
den Kompromiß gehört die Aus-
einandersetzung mit dem wich-
tigsten legalen Kampfmittel je-
der Demokratie: dem Argument.

Aus Grundüberzeugungen
politische Grundsätze
entwickeln

Das christliche Menschenbild
und die daraus resultierenden
Orientierungsdaten für die Ent-
wicklung der Gesellschaft ist die
alle Schichten der Bevölkerung
einigende Grundlage in der
CDU. Sie darf weder durch ta-
gespolitischen Aktionismus,
noch durch eine rein mathema-
tisch angelegte Strategiedebatte
verkürzt werden. Die Absage
der Delegierten auf dem Bremer
Parteitag der CDU an eine Zu-
sammenarbeit mit radikalen
Parteien, die mit über 90 Pro-
zent zustande kam, war ein
wichtiger Eckstein, um die Par-
tei auf Kurs zu halten.

In dieser Frage ist die soziale
Mitte der kurzfristig sicher nicht
bequemste Weg, jedoch der ein-
zig richtige für den Erhalt politi-
scher Stabilität, die auch ein
Standortvorteil der Bundesre-
publik für die Wirtschaft ist.
Radikale Richtungsänderun-
gen, die in Großbritannien über
Jahrzehnte üblich waren, verun-
sichern die Wirtschaft und ver-
schrecken die Bürger. Die Al-
ternative hierzu ist eine perma-
nente programmatische Erneue-
rung durch die Fähigkeit, herz-
haft, aber menschlich miteinan-
der zu streiten. Quer-, Vor- und
Nachdenker sind kein Ballast;
sie sind Lebenselexier für eine
offene und solidarische Partei.

Dabei sind die alten Schubla-
den „links" und „rechts" ver-
klemmt. Wer sich in Chile für
Menschenrechte einsetzt, tut
dies, um dem Naturrecht auf
Leben, das jedem Menschen als
Ebenbild Gottes zusteht, eine
neue Qualität einzuklagen und
nicht, um sogenannte linke
Wählergruppen für sich zu ver-
einnahmen. Wer in der DDR
Reformen und die Beseitigung
des Schießbefehls für „Repu-
blikflüchtlinge" verlangt, ist
kein „kalter Krieger", sondern
ein waschechter Demokrat. Wer
aus Grundüberzeugungen poli-
tische Grundsätze entwickelt,
hat einen Kompaß, der jedes
Klischee und Schubladenden-
ken überwindet.

Das christliche Menschenbild
geht vom „freien Willen" aus,
der dem Menschen zu eigen ist.
Dies ist eine Absage an die mar-
xistische Devise „Das Sein be-
stimmt das Bewußtsein". Der
vom Sozialwissenschaftler Hel-
mut Schelsky definierte „techni-
sche Staat" sieht die Politik nur
noch als eine Folge von Ent-
scheidungen nach pragmati-
schen Prinzipien, die keiner be-
sonderen Legitimierung bedür-
fen. Wer den „Macher" oder
„Sachzwinger" in der Politik ha-
ben will, um daraus eine Repa-
raturwerkstatt nach dem Diktat
der Sachzwänge zu entwickeln,
hat in der Union die falsche
Grundlage.

Den richtigen Weg entwik-
keln und auch gegen Wider-
stände einschlagen; diese Tu-
gend hat Norbert Blüm in vor-
bildlicher Weise politisch frucht-
bar gemacht. Überhaupt geht es
darum, die künstliche Zweitei-
lung von „Ordnungs- und Ver-
teilungspolitik" aufzulösen. Die
Soziale Marktwirtschaft, ent-
wickelt vom Freiburger Konzil
evangelischer Wissenschaftler
im Widerstand zum Nationalso-
zialismus, ist der dritte Weg zwi-
schen Kollektivismus und Kapi-
talismus. Zu ihr gehören Lei-
stung und soziale Gerechtigkeit,

Wettbewerb und Solidarität, Ei-
genverantwortung und soziale
Sicherung. Zu ihr gehört auch
die Überwindung des künstlich
entwickelten Konflikts zwischen
Kapital und Arbeit.

Um sie im Sinne der Gründer
Müller-Armack, Euken und Er-
hard lebendig zu halten, benöti-
gen wir das Primat der Politik
über wirtschaftliche Macht, wo
sie nicht durch den Markt kon-
trolliert werden kann. Die
Volkswirtschaft hat zunächst
eine Dienstfunktion am Men-
schen. Sie muß durch die Bereit-
stellung von Gütern und Dienst-
leistungen zu erschwinglichen
Preisen seine Wünsche und Be-
dürfnisse befriedigen. Arbeit für
alle, damit jeder durch eigen
verdientes Geld sein Leben frei
gestalten kann, ist eine weitere
wichtige Zielsetzung Sozialer
Marktwirtschaft.

Zukunftsfrage: Umweltpolitik

Auf dieser Grundlage kön-
nen auch Zukunftsfragen beant-

Ulf Fink: Politik der sozialen
Mitte ist gefordert.
wortet werden: „Wie gehen wir
mit der Schöpfung um?" und
„Werden wir unseren Verpflich-
tungen gegenüber den ärmeren
Ländern gerecht?".

Eine seriöse Umweltpolitik,
die sich der Größe dieser Auf-
gabe bewußt ist, muß den Ver-
such unternehmen, kleinkarier-
ten, parteipolitischen Streit zu
vermeiden. Zugleich steht sie
vor der Aufgabe, eine ökolo-
gisch orientierte, Soziale Markt-
wirtschaft zu entwickeln.

Die verstärkte, marktwirt-
schaftliche Umweltpolitik der
Union wird zusätzliche Investi-
tionen und Arbeitsplätze her-
vorrufen; vorgezogene und
durch „Umweltanleihen" be-

schleunigte öffentliche Umwelt-
schutzinvestitionen sowie ver-
mehrte Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen in diesem Bereich
können für die Problemgruppen
des Arbeitsmarktes und für die
Schöpfung einen wichtigen Bei-
trag leisten. Wie kapital- und
arbeitsintensiv der Schutz der
Schöpfung ist, zeigt die Groß-
feuerungs-Anlagenverordnung
mit ihren verschärften Rauch-
gasbestimmungen. Sie entwik-
kelte ein Investitionsvolumen
von fast 30 Mrd. DM und be-
wirkte damit Beschäftigung von
über 32.000 Arbeitskräften.

Allein in Nordrhein-Westfa-
len sind 200 Unternehmen mit
der Luftreinhaltetechnik be-
schäftigt. Gleichzeitig hat si) )
die Konzentration von Schwe-
feldioxyd in der Luft an Rhein
und Ruhr um mehr als die Hälfte
verringert. Diese und weitere
gesetzliche und wirtschaftliche
Maßnahmen müssen verstärkt
werden. Dazu gehört vor allem
die internationale Dimension.

Es geht nicht an, daß in der
Bundesrepublik jährlich 5.000
Tonnen Beruhigungs- und
Schlafmittel konsumiert wer-
den, während eine Milliarde
Menschen weltweit hungern.
Ein „ökologischer Marshall-
Plan" der hochentwickelten
Staaten muß den weniger ent-
wickelten Staaten Hilfe zur
Selbsthilfe zukommen lassen.

Angesichts der elementare
Probleme darf es kein „begrenl -
tes Denken" mehr geben. Mehr
Umweltschutz in Polen bedeutet
auch reinere Luft in der Bundes-
republik Deutschland.

Zukunftsfrage:
Pflegebedürftigkeit

Eine weitere, große Auf-
gabe der Zukunft wird die Ver-
sorgung pflegebedürftiger Men-
schen sein. 6 Milliarden DM
werden hierfür durch die Ge-
sundheitsreform von den Kran-
kenkassen bereitgestellt. In vier
Stufen sollen die fast 2 Millionen
Pflegebedürftigen und ihre Hel-
fer unterstützt werden. Die erste
Stufe trat bereits 1989 in Kraft.
Durch die Gesundheitsreform
finanzieren die Krankenkassen
einen vierwöchigen Pflegeur-
laub. Die zweite Stufe wird mit
dem Einkommensteuer-Sen-
kungsgesetz 1990 vollzogen. Ein
steuerlicher Freibetrag von DM
1.800,- wird auch für Pflegelei-
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stungen anerkannt werden. Die
Gesundheitsreform hat als dritte
Stufe ein pauschales Pflegegeld
von DM 400,00, unabhängig
vorn Einkommen, ab 1991 ver-
einbart. Durch den von Norbert
Blüm erarbeiteten Rentenkon-
sens wird als vierte Stufe die
Pflegeleistung ab 1992 als ren-
tenbegründend und -steigernd
anerkannt.

Wir können einem pflegebe-
dürftigen Menschen die Voraus-
setzung schaffen, daß der Arzt
und die Krankenschwester kom-
men und eine Hauspflegekraft,
die sauber macht. Was aber ge-
schieht, wenn pflegebedürftige
Menschen allein leben? Über
die Hälfte sind es bereits in gro-
ßen Städten. Sollen wir in der
restlichen Zeit, die der Mensch

im wachen Zustand zu Hause
lebt, dafür sorgen, daß staatlich
bezahlte und fortgebildete Ani-
mateure kommen? Dies wäre
keine Lösung. Hier ist das große
Feld der nachbarschaftlichen
und ehrenamtlichen Hilfen.

Verantwortung für die armen
Regionen der Welt und die Soli-
darität mit den benachteiligten

Gruppen unseres Volkes zeich-
nen eine Politik der sozialen
Mitte aus. Es sind die Taten und
deren Früchte, an denen eine
christlich orientierte Partei ge-
messen und bewertet wird.

Anm.: Ulf Fink MdA, ist Bundes-
vorsitzender der Sozialausschüsse
der Christlich-Demokratischen Ar-
beitnehmerschaft

Aus christlicher Verpflichtung:
Soziale Marktwirtschaft
Elmar Pieroth
" f 40. Jahr des Bestehens der Bundesrepublik Deutschland stellen
..ir fest, daß der damals eingeschlagene Weg mit dem Modell der
Sozialen Marktwirtschaft ein außerordentlich erfolgreicher Weg
war, der einen wirtschaftlichen Aufschwung ermöglichte, wie er in
unserer Geschichte ohne Beispiel ist.

Das Ergebnis ist ein materiel-
ler Wohlstand auf breiter Basis
und ein hochentwickeltes Sy-
stem der sozialen Sicherheit, die
auf der Welt ihresgleichen su-
chen. Die Erfolgsformeln von
damals sind auch heute noch
gültig:

• Sicherstellen eines fairen
Leistungswettbewerbs durch
den Gesetzgeber

• Machtverteilung statt Macht-
zusammenballung

• soziale Partnerschaft statt
Klassenkampf

•̂ _ Sicherheit und Geborgenheit
^ durch das Subsidiaritätsprin-

zip als Gliederungsprinzip ei-
ner solidarischen Gesell-
schaft

• breite Streuung von privatem
Eigentum durch Vermögens-
bildung in Arbeitnehmer-
hand

Diese Erfolgsformeln dürfen
durch die neuen Herausforde-
rungen nicht in Frage gestellt
v/erden, sie sind vielmehr die
Voraussetzung, daß auch den
neuen Anforderungen entspro-
chen werden kann. Die Men-
schen müssen erkennen, daß nur
die Soziale Marktwirtschaft der
geeignete Rahmen für die Siche-
rung der Lebensgrundlagen bei
uns wie weltweit, für heute wie
für die kommenden Generatio-
nen ist. Je weniger Markt in
einzelnen Staaten und Wirt-
schaftssystemen angewandt
wird, um so weniger können
Probleme gelöst werden und um
so inhumaner sind die Lebens-
bedingungen. Planwirtschaft

und staatliche Gestaltung des
Strukturwandels führen überall
zu negativen Ergebnissen, wie
in Ost wie West zu sehen ist.

Neue Phase der
Sozialen Marktwirtschaft

Die neuen Herausforde-
rungen für unsere Gesellschaft
bedeuten Chancen und Risiken
gleichermaßen. Wir finden die
angemessenen Antworten auf
die zahlreichen neuen Fragen
um so eher, je mehr wir sie als
Aufforderung verstehen, eine
neue Phase der Sozialen Markt-
wirtschaft in Gang zu setzen.
Demographischer Wandel wie
die Verantwortung für unsere
Umwelt, die Sorge für unsere
Nachwelt und unsere weltweite
Verantwortung müssen für uns
Ansporn sein, nach effektiven
Lösungen zu suchen, ohne daß
dabei persönliche Freiheit und
Eigenverantwortung auf der
Strecke bleiben.

Heute geht es darum, diese
Marktwirtschaft auszubauen,
damit schneller und wirkungs-
voller gehandelt werden kann.
Während weltweit Markt und
Wettbewerb neue Anhänger fin-
den, der polnische Industriemi-
nister Wilczeck z.B. „Wohl-
stand statt Sozialismus" propa-
giert, zeigen sich bei uns Pessi-
mismus, Verkrampfung und
Unzufriedenheit. Dies müssen
wir überwinden und klar auf die
Soziale Marktwirtschaft als un-
bestreitbar erfolgreiches Pro-
gramm setzen.

Wenn wir jetzt über die Fort-
setzung des Strukturwandels

und die Ausgestaltung unserer
Gesellschaft diskutieren, dann
muß das unter dem Aspekt ge-
schehen, wie sie mehr verwirk-
licht werden kann. Die Soziale
Marktwirtschaft ist das umfas-
sende Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystem, das Finanz-,
Wirtschafts- und Sozialpolitik in

Elmar Pieroth: Chancen eines
großen Europäischen Marktes
ohne Grenzen nutzen.

den notwendigen Zusammen-
hang stellt. Wenn Mängel auftau-
chen, dann bedeutet das, daß zu
wenig Soziale Marktwirtschaft
durchgesetzt wird und nicht, daß
wir zu viel davon haben.

40 Jahre Bundesrepublik
Deutschland sind ein Weg aus
Not und Elend zu Demokratie
mit der Freiheit des Bürgers und
seinem Rechtsschutz und Wohl-
stand für alle. Bei 10 Billionen
Vermögen der Bundesbürger
insgesamt kann wohl mit Fug
und Recht von Wohlstand für
alle gesprochen werden, wenn
es auch soziale Lücken nach wie
vor gibt. Das aber sind nicht die,
die mit dem Gegensatz von Ka-
pital und Arbeit beschrieben
werden können. Das war die

zentrale Auseinandersetzung
des 19. Jahrhunderts. Heute im
20. Jahrhundert stehen wir vor
anderen Herausforderungen.

Trotz der massiven Steige-
rung des staatlichen Sozialauf-
wandes sind existenzielle soziale
Probleme ungelöst geblieben.
Die Menschen sind ärmer ge-
worden, was Mitmenschlichkeit
und Zuwendung angeht. Wir
brauchen ein neues Zusammen-
denken von Sozial-, Wirtschafts-
und Finanzpolitik und müssen
den Kampf aufnehmen mit dem
Festhalten an alten Besitzstän-
den. Wenn alle immer alles be-
halten wollen, haben alle auf
Dauer immer weniger. Dies
können wir uns weder ange-
sichts der Not in der Bundesre-
publik Deutschland noch in un-
serer weltweiten Verantwortung
leisten.

Strukturwandel muß auch für
die Sozialpolitik gelten

Die sozialpolitische Diskus-
sion krankt daran, daß, wer
mehr Geld ausgeben will, als
sozial gilt, wer sich dem wider-
setzt, als unsozial. Das sind die
falschen Alternativen. Wir müs-
sen vielmehr das Geld für so-
ziale Leistungen an den richti-
gen Stellen ausgeben, umschich-
ten und umbauen. Der Struktur-
wandel, der mit Recht von der
Wirtschaft vehement gefordert
wird, muß auch für die Sozialpo-
litik gelten. Wir können nicht
die alten Antworten auf neue
Herausforderungen geben. Wir
dürfen bei den hergebrachten
sozialpolitischen Lösungen
nicht stehenbleiben.

Statt den veränderten Gege-
gebenheiten Rechnung zu tra-
gen, befinden wir uns aber auf
dem gegenteiligen Weg: An-
sprüche an den Staat und damit
an die Solidarität aller dehnen
sich weiter aus. Wir müssen um-
denken und Solidarität und Sub-
sidiarität neu ins Verhältnis set-
zen. Weder die lediglich quanti-
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tative Ausweitung des vorhan-
denen Sozialaufwandes an Per-
sonal, Mitteln und Einrichtun-
gen, noch das große Einsparen
bei unveränderten Leistungs-
strukturen und Einrichtungen
sind geeignete Wege, um die
humanen und sozialen Pro-
bleme der Zukunft zu lösen.

Der Grundsatz der Subsidiari-
tät, ein unverzichtbares Gestal-
tungsprinzip unserer Staats- und
Gesellschaftsordnung, harrt der
Wiederentdeckung und der Um-
setzung in die Überlegung, was
dem Bürger in eigener Initiative
an eigener Vorsorge überlassen
werden kann, welche Aufgaben
die jeweils kleinere Gemein-
schaft übernehmen und die grö-
ßere Gemeinschaft abgeben
kann und welche Risiken dem
einzelnen allein nicht zugemutet
werden können.

Es ist an der Zeit, den Erfol-
gen der Sozialen Marktwirt-
schaft im Wirtschaftsbereich sol-
che sozialen Fortschritte folgen
zu lassen, die die neuen sozialen
Probleme bei uns und weltweit
angehen. Mit 30% des Bruttoso-
zialproduktes hat die Soziallast-
quote für Arbeitnehmer wie Ar-
beitgeber ihre Grenze erreicht.
Durch einen Umbau des Sozial-
staates kann sozialere Politik bei
geringerem Wachstum und en-
geren finanzellen Spielräumen
möglich werden, gewinnen wir
Kapazitäten und Mittel für En-
gagement in der Welt.

Soziale Marktwirtschaft und
mittelständisches Unternehmen
bilden zwei Seiten einer Me-

.daille. In dieser Wirtschaftsord-
nung werden die Interessen zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern optimal zusammenge-
führt. Geht es den Arbeitneh-
mern gut, geht es auch ihren
mittelständischen Betrieben gut
und umgekehrt. Gerade in klei-
nen und mittleren Betrieben
gibt es eine höhere Arbeitszu-
friedenheit und auch Arbeits-
platzsicherheit. Ein kleines Un-
ternehmen bietet seinen Arbeit-
nehmern größere Chancen zu
mehr Selbstverantwortung und
Persönlichkeitsentfaltung. • Die
geringen Fehlzeiten und ein un-
terdurchschnittlicher Kranken-
stand in der mittelständischen
Wirtschaft deuten darauf hin.
Größere Arbeitsplatzsicherheit
ergibt sich dadurch, daß mittel-
ständische Betriebe auch in
schwierigen Zeiten ihre Mitar-
beiterhalten.

Schon 1955 hob Ludwig Er-
hard hervor: „Wenn wir den
Mittelstand nur vom Materiel-
len her begreifen, wenn man

Mittelstand sozusagen nur an
der Steuertabelle ablesen kann,
dann ist dem Mittelstandsbegriff
meiner Ansicht nach eine sehr
gefährliche Wendung gegeben.
Der Mittelstand kann materiell
in seiner Bedeutung nicht voll
erfaßt werden . . ." Je mehr Mit-
telstand, um so mehr verwirk-
licht sich Soziale Marktwirt-
schaft als effizientes und huma-
nes Zusammenspiel zwischen
Wirtschaftsverfassung und Ge-
sellschaftsordnung.

Zum Element der
Selbständigkeit

Unsere Wirtschafts- und
Gesellschaftsordnung basiert
auf dem im Mittelstand beson-
ders ausgeprägten Wesensele-
ment der Selbständigkeit. Ein
starker Mittelstand bildet somit
das Herzstück der Sozialen
Marktwirtschaft. Der Wettbe-
werb unter den Selbständigen
ist der Motor wirtschaftlicher
und gesellschaftlicher Entwick-
lung. Gerade die Vielzahl mit-
telständischer Unternehmen ge-
währleistet das Funktionieren

dieses Wettbewerbs und die
Stärke unserer Wirtschaft. Der
Mittelstand leistet Herausragen-
des für die Gesellschaft.

Der Mittelstand erweist sich
damit als der entscheidende
Faktor für die Bereitstellung
von Arbeitsplätzen, für die Ver-
mittlung von Arbeitszufrieden-
heit und Wohlbefinden und für
die Stabilisierung unserer frei-
heitlichen Demokratie.

Die Vollendung des Europä-
ischen Binnenmarktes bis Ende
1992 hat eine ähnlich große Di-
mension wie die mutige Ent-
scheidung Ludwig Erhards für
unsere Soziale Marktwirtschaft
vor 40 Jahren. Entscheidend ist,
daß wir diese historisch einma-
lige Chance eines großen euro-
päischen Marktes ohne Grenzen
auch tatsächlich voll nutzen.
Nur mit Freisetzung von mehr
Leistungsbereitschaft und
schöpferischen Kräften wird es
uns gelingen, die großen Her-
ausforderungen der Zukunft po-
sitiv zu gestalten. Die Freiset-
zung dieser Kräfte ist außerdem

der entscheidende Ansatz für
mehr Zufriedenheit und Glück.

Wir brauchen mehr Selbstän-
digkeit. Selbständigkeit, das ist
nicht nur die Selbständigkeit des
Unternehmers, sondern sie gilt
für die leitenden Angestellten
ebenso wie für die Arbeitneh-
mer. Selbständigkeit muß wie-
der zur Sozialen Norm werden.
Sie ist der faszinierendste Le-
bensentwurf. Nichts entspricht
in gleicher Weise dem christli-
chen Menschenbild, der Förde-
rung von Wohlstand und sozia-
ler Sicherheit und der Herstel-
lung von Rahmenbedingungen
für mehr Zufriedenheit und
Glück wie die Zunahme von
Selbständigkeit. Der ist sozial,
der etwas erwirtschaftet, danvt
es etwas zu verteilen gibt, nk) /
der, der verteilt, was andere
erwirtschaftet haben. Oberste
Maxime der Politik muß daher
sein: Alles für den Bürger, da-
mit er selbst sein Bestes leisten
kann.

Arms.: Elmar Pieroth MdA, ist Bun-
desvorsitzender der Mittelstands-
vereinigung der CDU/CSU.

Ost und West -
herausgefordert zu mehr Gerechtigkeit in der Weltwirtschaft
Zur Gerechtigkeit im Nord-Süd-
Verhältnis ist vom Facharbeits-
kreis Ökumenische Diakonie des
Bundes der Evangelischen Kir-
chen in der DDR und der Kam-
mer der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) für kirchli-
chen Entwicklungsdienst ge-
meinsam ein Diskussionsbeitrag
erarbeitet worden. Diese Ausar-
beitung fällt aus dem Rahmen
bisheriger kirchlicher Verlaut-
barungen, denn sie will einen
weiterführenden Dialog anregen
und versteht sich keineswegs als
dessen Abschluß. Sie versucht,
an die Stelle eines bloßen System-
Vergleichs ein aufgabenorientier-
tes Gespräch zu setzen.

In diesem Dialog werden die
jeweiligen Wirtschaftsordnungen
nicht nur auf Defizite, sondern
besonders auf das hin angespro-
chen, was sie von ihrem Selbst-
verständnis her an positiven
Möglichkeiten einbringen kön-
nen. Angesichts der Bedeutung
der großen Zukunftsfragen der
Menschheit versuchen die ge-
nannten kirchlichen Beratungs-
gremien, aus den Blockaden, die
sich aus der Systemkonkurrenz
ergeben, herauszuführen. Sie
wollen Impulse für eine Öffnung
auf weltwirtschaftliche Aufgaben

hin geben, können aber nicht am
Reißbrett neue Ordnungen ent-
werfen. Neu wahrgenommene
Aufgaben verändern freilich
auch die Ordnungen.

Aus dem 1. Kapitel stellen wir
den Abschnitt „Zur Standortbe-
stinunung der Kirchen im soziale-
thischen Gespräch über Gerech-
tigkeit" vor, wo es um Ökonomie
und Ethik geht.

Der Autonomieanspruch der
Wirtschaft in der Neuzeit führte
zum Auseinanderdriften von
Ökonomie und Ethik. Die Steige-
rung von Produktivität, Rationa-
lität, Effektivität und Rentabilität
wurde damit zum eigenständigen
Kriterium des Fortschritts. Im
Ergebnis gewinnt ökonomische
„Sachgerechtigkeit" Vorrang
gegenüber „Menschengerechtig-
keit".

Das Interesse an Produktivität,
Rationalität, Effektivität und Ren-
tabilität ist der Markt- und der
Planwirtschaft gemeinsam.

In der gegenwärtigen Praxis so-
wohl des real existierenden Sozia-
lismus wie auch der westlichen
Wirtschaftssysteme ist eine Poli-
tik, die vorrangig auf die Steige-
rung von Produktivität, Effektivi-
tät und Rentabilität fixiert bleibt,

den sozialen und ökologischen
Herausforderungen nicht gewach-
sen. Das gilt auch für die interna-
tionalen Wirtschaftsbeziehungen.
Zugespitzt formuliert: Es domi-
niert ein pragmatischer Ökono^
mismus über den von der sozia. <;
stischen Gesellschaftstheorie er-
strebten Humanismus bzw. über
das von der Theorie der Sozialen
Marktwirtschaft in Aussicht ge-
stellte Gemeinwohl. Vor allem die
ungerechten Strukturen im Nord-
Süd-Verhältnis stellen Ost und
West vor die Frage nach Anspruch
und Wirklichkeit ihrer Wirt-
schaftssysteme.

Die Kirchen sollten es als ihren
Auftrag ansehen, darauf hinzu-
wirken, daß Ökonomie und Ethik
einander neu zugeordnet werden.
Sie werden darum an sich selbst
und an die Verantwortlichen in
Ost und West die Frage stellen,
welche Prioritäten im Kontext so-
zialer, ökonomischer und ökolo-
gischer Herausforderungen zu be-
folgen sind bzw. wie die Wirt-
schaftssysteme wieder so an den
sinngebenden Werten und eigent-
lichen Lebensinteressen und Be-
dürfnissen der Menschen orien-
tiert werden können, daß die Her-
stellung von mehr Gerechtigkeit
nicht einfach der Mehrproduktion
von Waren überlassen bleibt...
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Menschenrechte - Armutsbekämpfung - Umweltschutz
Zur Vorstellung des Beschlusses
des Bundesfachausschusses Ent-
wicklungspolitik der CDU
„Menschenrechte - Armutsbe-
kämpfung - Umweltschutz.
Zwölf Thesen der CDU zur Ent-
wicklungszusammenarbeit der
90er Jahre" erklärt der Vorsit-
zende des Bundesfachausschus-
ses Entwicklungspolitik, Wer-
ner Schreiber MdB:

Aufbauend auf dem vom
christlichen Menschenbild und
der Verantwortung für die
Schöpfung ausgehenden Grund-
sätzen und Zielen der CDU hat
der Bundesfachausschuß Ent-
wicklungspolitik zwölf Forde-
/>gen und Thesen für die Ent-

,, /Cklungszusammenarbeit der
90er Jahre erarbeitet.

1. Entwicklungszusammenar-
beit muß verstärkt die Demo-
kratie in den Ländern Afri-
kas, Asiens und Lateinameri-
kas fördern.

2. Die entwicklungspolitische
Zusammenarbeit muß die
Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Massenarrnut ver-
stärken. Dabei soll die Ar-
mutsbekämpfung durch
Hilfe zur Selbsthilfe beson-
dere Unterstützung finden.

3. Die Entwicklungschancen ei-
ner Vielzahl von Ländern
hängen davon ab, ob es ihnen
gelingt, das Bevölkerungs-
wachstum zu verringern.

4. Frauen spielen eine zentrale
Rolle im Entwicklungspro-
zeß. Ihre politische, recht-
liche und soziale Stellung in
den Gesellschaften der Drit-
ten Welt muß gestärkt und
durch Frauenförderungs-
maßnahmen wirksam verbes-
sert werden.

5. Entwicklungspolitische Zu-
sammenarbeit bedeutet nicht
nur Transfer von Wissen und

Finanzmitteln, sondern auch
kulturellen Dialog zur bei-
derseitigen Bereicherung.
Kultur ist die kreative Stütze
des Entwicklungsprozesses.

6. Die Bewahrung der Schöp-
fung muß einen zentralen
Stellenwert in der internatio-
nalen Entwicklungszusam-
menarbeit erhalten.

7. Die internationale Schulden-
strategie muß weiterentwik-
kelt werden. Sie muß insbe-
sondere zu einer nachhalti-
gen Verminderung der
Schuldenlast führen, ohne
die viele Länder der Dritten
Welt keine Chancen zur Ent-
wicklung haben.

8. Zur Finanzierung des größer
gewordenen Mittelbedarfs
vieler Länder sind das Volu-
men der öffentlichen Ent-
wicklungshilfe nachhaltig zu
erhöhen und die Lasten der

Entwicklungsfinanzierung
gerechter zu verteilen.

9. Wir brauchen eine effen-
zientere Flüchtlings- und
Katastrophenhilfe.

10. Die neuen entwicklungspo-
litischen Herausforderun-
gen machen neue Formen
der Zusammenarbeit not-
wendig.

11. Eine wirksamere Entwick-
lungszusammenarbeit und
ihre bessere Koordinierung
verlangen eine stärkere Prä-
senz vor Ort.

12. Globale Herausforderun-
gen sowie die Unterstüt-
zung von nationalen Struk-
turanpassungen können
sachgerecht nur durch eine
verbesserte Koordination
und Organisation der multi-
lateralen Entwicklungszu-
sammenarbeit geleistet wer-
den. •

Protestantische Profile
Eberhard Diepgen
Für die heutige Ausgabe haben wir den Landesvorsitzenden der
CDU-Berlin, Eberhard Diepgen, um sein Wort gebeten. Er schil-
dert u.a. seine Eindrücke vom Evangelischen Kirchentag in Berlin.

Beim letzten Kirchentag in
^•rlin saß ich mit einem ungari-
V.en Diplomaten auf einem Po-

dium zur Diskussion. Vor 2000
Menschen sagte er: „Das ge-
meinsame Haus Europa darf
nicht einen Flügel aus Marmor
und einen aus Lehm haben."
Kein Christ hätte das besser for-
mulieren können.

Ich kann mit dem Begriff des
christlichen Menschenbildes
konkret nicht viel anfangen.
Hatte der barmherzige Samari-
ter, der kein Christ war, kein
christliches Menschenbild?
Wohl kaum. Aber wo im Geiste
der Nächstenliebe und der Ver-
antwortung vor Gott und der
Schöpfung gehandelt wird, das
spürt jeder. Bleiben wir noch
einen Moment bei Ungarn. Ist
die Öffnung der Grenzen nach
Österreich nicht ein solcher
Fall? Und hat die Neubewer-
tung auch der deutschen Frage
durch die neue polnische Regie-
rung nicht auch damit zu tun,
daß hier Christen am Werk sind,
die wissen, was Versöhnung und
Gerechtigkeit heißt?

Unser gesellschaftliches Klima
ist insgesamt ruppiger gewor-
den. Aber die Medienwirklich-
keit ist nicht die Lebenswirklich-
keit. Ich weiß von so vielen
kleinen und großen Initiativen
in Berlin, die sich gerne und
ohne viele Worte im christlichen
Sinne für Nachbarn, Kinder,
Übersiedler, alte und kranke
Menschen einsetzen. Eine fi-
nanzielle Förderung von Selbst-
hilfegruppen schafft dafür allein
nicht die erforderliche Motiva-
tion, sondern oft ist es die Bot-
schaft der Bergpredigt.

Auf dem Bremer Parteitag
war so oft wie seit langem nicht
mehr davon die Rede, daß die
CDU Deutschlands sich wieder
auf das „C" im Namen besinnen
müsse. Ich stimme dem zu. Aber
nicht vornehmlich in Reden,
sondern im Handeln. Ein
menschliches Vorbild zählt hun-
dertmal so viel wie 100 Reden
oder 1000 Seiten.

Ein Beispiel: Unser guter
Umweltantrag „Bewahrung der
Schöpfung" ist in der unmittel-

baren Berichterstattung über
den Parteitag karikiert worden
durch die Parteitags-Verpfle-
gung mit Essen in Wegwerf-Pak-
kungen aus Plastik. Das war
vermeidbar. Auf dem Kirchen-
tag z.B. wurden 100000 Men-
schen aus Tassen und Tellern
aus Steingut verpflegt.

Eberhard Diepgen: Das Eingeste-
hen und Korrigieren von Fehlern
gehört dazu.

Viele, gerade jüngere Men-
schen haben Schwierigkeiten,
sich als Christ zu bekennen.
Aber sje sind beeindruckt, wenn
sich jemand vor ihnen offen so
bekennt und vor allem so han-
delt. Ich bin, um Mißverständ-
nissen gleich vorzubeugen, ge-
gen das Herausstellen des „C"
als Werbetrick zum Abbau von
Parteiverdrossenheit. Damit
spielt man nicht. Aber wenn wir
alle zusammen in der Union das

pragmatische Ergebnis unserer
Politik wertorientiert begrün-
den, wenn wir uns auf unsere
Grundlagen berufen, dann tun
wir etwas für uns selbst als Per-
sonen und für die Überzeu-
gungskraft unserer Argumente.
Dazu gehört übrigens auch,
nicht immer so zu tun, als wüß-
ten wir schon alles. Dazu gehört
auch das Eingestehen und Kor-
rigieren von Fehlern. Der ge-
rechte Gott ist auch der barm-
herzige und vergebende Gott.

Ich kann nicht in jeder Minute
und schon gar nicht vor jedem
Mikrophon sagen, daß ich
Christ bin und als solcher han-
dele. Fragen führen oft weiter
als die laute Besserwisserei.
Aber ich lebe und arbeite in der
Zuversicht, daß unser Leben-
und unsere Zeit in Gottes Hän-
den und dort gut aufgehoben
sind. Gerade jetzt gibt es in
West und Ost Zeichen dieses
Wirkens.

Dietrich Bonhoeffer hat im
Gestapo-Keller geschrieben,
und das gibt auch mir immer
wieder Kraft: „Von guten Mäch-
ten wunderbar geborgen, erwar-
ten wir getrost, was kommen
mag. Gott ist mit uns am Abend
und am Morgen und ganz gewiß
an jedem neuen Tag."
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Christliches Verständnis von Mensch und Schöpfung
Bremen. Auf dem 37. Bundesparteitag der CDU gingen sowohl
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl als auch der scheidende Generalse-
kretär Dr. Heiner Geißler auf das „C" im Namen der Partei ein. Wir
geben die entsprechenden Passagen wieder.

Helmut Kohl: Das „C" im Na-
men unserer Partei drückt aus,
was uns verbindet. Wir haben
vor allem einen zuverlässigen
Kompaß: das ist unser christli-
ches Verständnis von Mensch
und Schöpfung. Es nimmt uns in
einer besonderen Weise in die
Pflicht.

In vielen Diskussionen - nicht
zuletzt mit jungen Leuten -
werde ich immer wieder gefragt:
Ist eigentlich dieses „C" noch
zeitgemäß? Ich gebe hier meine
ganz persönliche Antwort: Ich
gehöre jetzt der Union seit über
vier Jahrzehnten an. Wenn ich
die Aufgaben sehe, die vor uns
liegen, dann bin ich heute mehr
denn je davon überzeugt, daß
das „C" in den 90er Jahren noch
wichtiger sein wird als in den
frühen 50er Jahren, nach Grün-
dung unserer Bundesrepublik
Deutschland. Die Antworten
müssen heutzutage - bis hinein
in die 90er Jahre - vielleicht in
einer anderen Form gegeben
werden. Aber das ändert nichts
am Inhalt. Das „C" im Namen
unserer Partei drückt aus, was
uns verbindet. Es beschreibt das
sittliche Fundament, auf dem
Menschen unterschiedlicher
Herkunft und aus den verschie-
densten Berufen in unserer
Volkspartei CDU zusammen-
finden. Konservative ebenso
wie liberale und christlich-sozial
engagierte Menschen treffen
sich hier in einer gemeinsamen
Überzeugung. Erst dieses Zu-
sammenwirken prägt das un-
verwechselbare Profil unserer
Partei.

Deswegen darf es nie dazu
kommen, daß eine der großen
Strömungen in unserer Partei
keine Heimat mehr hat. Alle
sind gleichberechtigt: die
christlich-sozial und die
liberal-freiheitlich
Denkenden und die Konser-
vativen. Das ist die große
Idee unserer CDU seit über
40 Jahren, und das muß so
bleiben.

Auf dem Weg zu einer Gesell-
schaft des menschlichen Mitein-
anders ist heute mehr denn je
das christliche Menschenbild ein
unverzichtbarer Wegweiser.

Aus unserem Verständnis von
Mensch und Schöpfung kommt
auch unser Engagement für die
Umwelt. Im christlichen Men-
schenbild wurzeln auch die
Ideale, die Europa geistig verei-
nen - von den Klöstern und Ka-
pellen Irlands bis hin zu den Kir-
chen und Kathedralen von War- •
schau, von Prag und von Kiew.

Heiner Geißler: Mitte der 50er
Jahre versuchte ich als damali-
ger Vorsitzender der Jungen
Union von Württemberg-Ho-
henzollern eine Reihe von Orts-
verbänden der Jungen Union im
Kreis Rottweil zu gründen. Das
war nicht ganz einfach. Einzelne
Ortsverbände mußten mehrfach
gegründet werden.

möglich, viele Gründe fallen ei-
nem ein: Wertepluralismus,
Rückgang der kirchlichen Bin-
dungen, innerkirchliche Verän-
derungen nach dem Zweiten
Vatikanischen Konzil usw. Aber
es kann uns nicht gleichgültig
lassen, daß unsere politische
Verankerung im kirchlichen
Raum immer weiter nachläßt.

Manchmal habe ich den Ein-
druck, daß dort an uns nur noch
wenig Interesse besteht. Sind
wir vielleicht nicht offen und
interessiert genug an Diskussio-
nen? Sprechen wir die richtige
Sprache, und können Christen
den Eindruck haben, daß wir in
unserem persönlichen Verhal-
ten dem ethischen Anspruch des
„C" immer genügen?

Daß sich die CDU schwer tut
mit ihrem „C", aber daß sie es
sich umgekehrt auch mit ihrem

Der EAK-Stand in Bremen

Eines Tages kam der Deka-
natsjugendführer der Katholi-
schen Jugend des Kreises Rott-
weil zu mir und sagte: „Morgen
werden Sie in der Zeitung etwas
lesen, was Ihnen gefällt." Als
ich am anderen Tag den
„Schwarzwälder Boten" auf-
schlug, war auf der ersten Lokal-
seite ein Aufruf zu lesen, in dem
sinngemäß stand: „Nach den
schrecklichen Erfahrungen ei-
ner gottlosen Diktatur geht es
heute darum, ein neues christ-
liches Deutschland aufzubauen.
Ich fordere alle Mitglieder des
Bundes der Katholischen Ju-
gend auf, in die Junge Union
einzutreten und dort mitzuar-
beiten. Unterschrift: Erwin
Teufel, Dekanatsjugendfüh-
rer." Von da ab ging es dort mit
der Jungen Union aufwärts.

Über 30 Jahre ist dies her; so
etwas wäre heute nicht mehr

Foto: Georg J. Lopata

„C" manchmal zu leicht macht,
läßt sich kaum bestreiten und
kann einer der Gründe für diese
Entwicklung sein. Seh wer haben
wir es uns gemacht mit dem
Schutz des ungeborenen Le-
bens. Keine Partei hat ernsthaf-
ter um die Antworten auf diese
Frage gerungen, keine Partei für
den Schutz des ungeborenen
Kindes mehr getan als wir, und
trotzdem sind wir von der funda-
mentalistischen Kritik evange-
lischer und katholischer Chri-
sten mehr betroffen als andere.

Denn eigentlich müßte es
doch so sein, und das
wünsche ich mir für die
CDU, daß auf evangelischen
und katholischen Kirchen-
tagen Christliche Demo-
kraten wieder mehr Zu-
stimmung erfahren, ja
sogar mehr Beifall erhalten

als die Vertreter anderer
Parteien.

Das werden wir dann errei-
chen, wenn wir alle mehr über
die Freude am Kind und unsere
Hilfen für die Mutter und weni-
ger über die Strafe bei der Ab-
treibung reden. Und laßt uns
nicht nur über unsere Export-
chancen in der Dritten Welt,
sondern genauso laut und deut-
lich über unsere Pflichten gegen-
über den Menschen angesichts
von Hunger und Armut reden.

In der Tat machen wir es uns
manchmal zu leicht mit dem
„C", d. h. mit der Nächstenliebe.
die ja heute umgesetzt in i J
Politik nicht mehr warme Sup-
pen und Lazarette bedeutet,
sondern zum Beispiel Toleranz
und Mitmenschlichkeit gegen-
über Ausländern, entschlossene
Hilfe für Polen, aber auch für
die Länder der Dritten Welt,
energisches Eintreten für die
Menschenrechte überall auf der
Welt. Da machen wir es uns
manchmal zu leicht. Man
braucht sich nicht zu wundern,
wenn wir zunehmend in die
schiefe Schlachtordnung Kopf
gegen Herz geraten. Wir müssen
dafür sorgen, daß sich mit uns
und unserem Namen und unse-
rer Politik auch Wärme, Herz-
lichkeit, Verständnis und Liebe
zum Nächsten verbinden.

Ich habe unsere Diskussion
auf dem Wiesbadener Parf)
tag über den Schutz des
ungeborenen Kindes noch
einmal nachgelesen, und ich
kann dies eigentlich jedem
auch empfehlen. Diese Dis-
kussion ist ein Musterbei-
spiel dafür, wie eine große
Volkspartei um ihre Grund-
sätze und Ziele ringt.
Das war eine eindrucksvolle
Diskussion, die uns bisher
keine andere Partei, keine
andere Organisation nachge-
macht hat.

Das „C" ist auch in einer weit-
gehend säkularisierten Welt
das, was es von Anfang an war:
Provokation und Ärgernis. Es
ist unbequem, Herausforde-
rung, Stein des Anstoßes. Aber
es ist, wie schon immer, gleich-
zeitig auch ein Signal der Hoff-
nung in einer angsterfüllten
Zeit, Maßstab in einer Zeit
scheinbar grenzenloser Freiheit
und menschliches Gegenge-
wicht zu einer entfesselten Tech-
nik und Wissenschaft.
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Längst überfällige Ver-
änderungen wurden verweigert

Berlin. Die Leitung des Bundes
der Evangelischen Kirchen in der
DDR hat im Rahmen eines Brie-
fes an die Kirchengemeinden ei-
nen von ihr an Erich Honecker
gerichteten Brief mitgeteilt. Der
folgende Text ist in Ost-Berlin
veröffentlicht worden:

Liebe Schwestern und Brüder!
Die Konferenz der Evangeli-

schen Kirchenleitungen hat sich
auf ihrer Tagung am 2. Septem-
ber 1989 mit einem Schreiben an
den Vorsitzenden des Staatsrates
der Deutschen Demokratischen
Republik gewandt. Im folgenden
geben wir den Wortlaut bekannt:

Q 'Beunruhigt und betroffen
sieht die Konferenz der Evange-
lischen Kirchenleitungen, daß
die Zahl derer, die einen Antrag
auf Entlassung aus der Staats-
bürgerschaft der DDR stellen,
nicht abnimmt, daß Bürger auf
dem Weg über die ungarisch-
österreichische Grenze die
DDR verlassen und daß ein-
zelne ihre Ausreise mit anderen
Aktionen zu erzwingen suchen.

Die Konferenz ist im Blick
auf diese Situation ratlos. Auch
die von der Konferenz erbete-
nen Reiseerleichterungen haben
in ihrem bisherigen Umfang
nicht dazu geführt, die Zahl der
Ausreiseanträge zu vermindern.

Die Konferenz kann keine
kurzfristige Lösung für diese
Probleme anbieten. Sie sieht
'' '•e wesentliche Ursache für
Ä'usreiseanträge darin, daß von
den Bürgern erwartete und
längst überfällige Veränderun-
gen in der Gesellschaft verwei-
gert werden. Sie hält es für un-
abdingbar und dringlich, in un-
serem Land einen Prozeß in
Gang zu setzen, der die mündige
Beteiligung der Bürger an der
Gestaltung unseres gesellschaft-
lichen Lebens und eine produk-
tive Diskussion der anstehenden
Aufgaben in der Öffentlichkeit
sichert und Vertrauen zur Ar-
beit der staatlichen Organe er-
möglicht.

Wir bitten deshalb erneut und
dringlich darum,

- offene und wirklichkeitsnahe
Diskussionen über die Ursa-
chen von Unzufriedenheit und
Fehlentwicklungen in unserer
Gesellschaft zu führen und sie
nicht sogleich durch stereo-
type Belehrungen oder sogar
Drohungen abzuweisen;

- kritische Einwände der Bürger
aufzunehmen und so zu be-

Resignation in der DDR
Dr. Jürgen Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit gab nach dem Besuch der Synode des Bundes der
evangelischen Christen in Eisenach dem Deutschlandfunk ein
Interview, das wir in wesentlichen Teilen wiedergeben.

Frage: . . . Sie werden den
Brief aus der CDU der DDR
mit großem Interesse zur
Kenntnis genommen haben.
Antwort: . . . Die CDU hat
dort natürlich die große Hem-
mung, daß sie in ein Verfas-
sungskorsett eingebunden ist,
das den Führungsanspruch der
SED bekräftigt. Die Verfasser
des Briefes haben selbst die
CDU als eine kleinere, der
führenden Kraft im demokra-
tischen Block, also der SED,
nachgeordnete Partei bezeich-
net und damit die gegenwär-
tige, nicht nur politische, son-
dern auch Rechts-Lage darge-
stellt.
Frage: Als solche war sie ja
eigentlich auch kein sehr ge-
eigneter Gesprächspartner
bislang für die Union in der
Bundesrepublik. Da ist man
doch nun in Zukunft irgendwo
in der Verpflichtung.
Antwort: Diese Entwicklung
wird sicher sehr aufmerksam
verfolgt werden, insbesondere
von der CDU in der Bundesre-
publik. Sie setzen natürlich
voraus, daß sie auch eine tat-
sächliche Bewegungs- und Ma-
növriermasse in Gang setzen
können und daß es wichtig
sein wird, sich eben nicht nur
als Zuarbeiter zur SED selbst
zu empfinden und kraft zwin-
genden Verfassungsrechts
auch dazu verpflichtet zu sein.
Frage: Es gab ja auch Kritik an
der Bundesregierung. Wie ha-
ben Sie darauf reagiert?
Antwort: Es gab tiefe Betrof-
fenheit über die Konsequen-
zen der massiven Übersiedlun-
gen. Ich nehme mal das Gruß-
wort des katholischen Erfurter
Bischofs, der gesagt hat, das
Wohl der Patienten im Erfur-
ter Krankenhaus kann man
eben nicht in Bayern im Auge
haben. Und die Ärzte und
Krankenpflegepersonal stel-
len nur ein besonders hervor-

ragendes Beispiel dafür dar,
wie es durch die Übersiedlung
nun in der DDR zu tiefen
Einbrüchen im wirtschaftli-
chen und sozialen Bereich
kommt. Dafür ist die Unbe-
weglichkeit der Parteiführung

verantwortlich gemacht wor-
den und gleichzeitig die Sorge
geäußert worden, daß hier bei
uns in der Bundesrepublik
Deutschland regelrecht Ab-
werbung getrieben werden
könnte. Ich konnte dem ent-
gegnen, daß die Bundesregie-
rung und, so weit ich weiß, alle
im Parlament vertretenen Par-
teien eine ganz klare Linie ha-
ben, nämlich unsere Lands-
leute in der DDR zu ermuti-
gen, an ihrem Platze das zu
tun, was notwendig ist, wofür
sie gebraucht werden.

Jeder, der zu uns kommt, ist
willkommen, daran wird sich
nichts ändern. Aber ich
glaube, wir müssen in Zukunft
noch deutlicher unsere hohe
Achtung zum Ausdruck brin-
gen vor einer Bevölkerung in
der DDR, die bisher unter
schwersten Umständen der
DDR Spitzenstellung im Ost-
block verschafft hat, und die
nun aus der Verantwortung
drüben bleibt und damit allein
der Träger sein kann für die
notwendigen Reformen.

rücksichtigen, daß sie in er-
kennbaren Veränderungen
wirksam werden, die allen zu-
gute kommen;

auf zutreffende Informationen
in allen Bereichen von Politik
und Wirtschaft und auf eine
realistische Berichterstattung
in unseren Medien hinzuarbei-

ten, die nicht im Widerspruch
zu dem stehen, was der Bürger
Tag für Tag selbst sieht und
erlebt;

darauf hinzuwirken, daß alle
Behörden jeden Bürger als
mitverantwortlichen Partner
respektieren und ihn nicht als
Untergebenen bevormunden;

- für alle Bürger, unabhängig von
verwandtschaftlichen Bezie-
hungen, Reisemöglichkeiten in
andere Länder zu eröffnen;

- allen ehemaligen DDR-Bür-
gern, die in ein anderes Land
übergesiedelt sind, die Rück-
kehr offiziell zu ermöglichen.

Die Konferenz ist sich dessen
bewußt, daß die Lösung der ge-
genwärtigen Probleme ein lang-
wieriger Prozeß sein wird. In die-
sem Prozeß wird auch die Ver-
handlungs- und Veränderungsbe-
reitschaft anderer Staaten, insbe-
sondere der Bundesrepublik
Deutschland, wichtig. Damit der
Abbau der gegenwärtigen Span-
nungen und des einseitig wirken-
den Wirtschaftsgefälles möglich
wird, sind Umdenken und neue
Konzeptionen erforderlich.

Die Konferenz sieht ihre Auf-
gabe vordringlich darin, mit den
Gemeinden zu bedenken, was es
für uns als Kirche bedeutet, daß
Menschen bei uns nicht bleiben
wollen.. ."

Für das Gespräch in unseren
Kirchen und für das Nachdenken
jedes einzelnen wiederholt die
Konferenz, was sie bereits mehr-
fach ausgesprochen hat:

Wir bitten, „in der Gemein-
schaft zu bleiben und die DDR
nicht zu verlassen. Unsere Gesell-
schaft braucht jeden Menschen mit
seinen Gaben und Fähigkeiten.
Sie verliert Vielfalt, und unser
Land wird ärmer, wenn Menschen
sich zurückziehen und ausreisen.
Jeder, der geht, läßt andere einsa-
mer zurück. . . .

Die Kirche sieht ihre Aufgabe
darin, zu Verhältnissen in der Ge-
sellschaft beizutragen, unter de-
nen Menschen gerne leben können
und Anträge auf Entlassung aus
der Staatsbürgerschaft nicht mehr
stellen wollen."

Manche der Ausreisewilligen
müssen wir fragen, an welchen
Maßstäbe sie ihre Lebensum-
stände und Lebenserwartungen
messen. Wir warnen vor der Illu-
sion, daß höherer wirtschaftlicher
Wohlstand schon Lebenserfüllung'
bringt.

Angesichts der bereits gerisse-
nen unübersehbaren Lücken im
Gesundheitswesen, in der Wirt-
schaft und in anderen Bereichen
müssen wir daran erinnern, daß
jeder Mensch nicht nur Verant-
wortung trägt für die Gestaltung
seines eigenen Lebens, sondern
Mitverantwortung hat für die Ge-
meinschaft, in die er hineingestellt
wurde.

Es grüßt Sie im Namen der
Konferenz der Evangelischen Kir-
chenleitungen Ihr (gez.) Dr.
Leich, Landesbischof. aus: epd.
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Kurz notiert

Zur Lage der Evangelischen
Kirche in der DDR

Man muß sehen, daß die Lage
der Evangelischen Kirche in der
DDR durch eine ungewöhnliche
komplexe Situation und gegen-
läufige Tendenzen gekennzeich-
net ist.

Auf der einen Seite bietet sie,
ihrem Auftrag entsprechend, je-
nen Gruppen einen Freiraum,
die sich gegen das DDR-Regime
wegen dessen Verletzung von
Menschenrechten wenden;
denn wo Evangelium verkündet
wird, ist Freiheit. Und die Kir-
che erhebt dort ihre Stimme, wo
offensichtlich mit Menschen
Schindluder getrieben wird;
zum Beispiel mit ihrem Protest
gegen die Wahlfälschungen.
Selbstverständlich fordert sie,
die Reisebeschränkungen in die
Bundesrepublik aufzuheben.

Auf der anderen Seite mahnt
sie die Menschen, in der DDR
zu bleiben. Die Gründe sind
legitim: wo bleibt die Versor-
gung der Alten und Kranken,
wenn Ärzte und Pflegekräfte
weggehen? Werden nicht ge-
rade die reformbereiten Kräfte
durch die große Zahl der Über-
siedler geschwächt?

Auf der einen Seite wendet
die Kirche sich mahnend an die
Machthaber, endlich die unab-
weisbaren Reformen durchzu-
führen. Auf der anderen Seite
wird ihr jedes Sachgespräch ver-
weigert, obwohl sie immer wie-
der deutlich zu machen ver-
sucht, daß sie ihre Verantwor-
tung für diesen Staat wahrneh-
men möchte, in dem die Men-
schen, ihre Mitglieder, leben.

Angesichts dieser Lage soll-
ten wir in der Bundesrepublik
mit Ratschlägen an die Kirche
in der DDR sehr vorsichtig und
zurückhaltend sein. Aber mit
aller Entschiedenheit weisen wir
den Vorwurf zurück, der von
einigen Repräsentanten der
Evangelischen Kirche in der
DDR erhoben wurde, daß die
Bundesrepublik Menschen aus
der DDR abwerbe! Es liegt im
Wesen der Dinge, daß die Frei-
heit attraktiver ist als die Unfrei-
heit, und es ist ein Wesenszug
des Menschen, daß er auf Dauer
sich für die Freiheit entscheidet.
Das soll so bleiben, und darum
hat jeder Bürger der DDR, der
zu uns kommt, in der Bundesre-
publik Heimatrecht!

Es ist aber in den letzten Mo-
naten auch - und erneut - deut-
lich geworden, daß Kirche sich
mit dem totalitären Staat nicht
arrangieren kann. Wo der Staat
den totalen Anspruch auf den
Menschen erhebt, kann er keine
Freiheit gewähren, auch nicht
für die Kirche, so loyal auch
Christen sich der staatlichen
Ordnung gegenüber verhalten.
Es ist daher interessant, daß
neuerdings die Formel von der
„Kirche im Sozialismus" in der
Kirche selbst, weil mißverständ-
lich, infrage gestellt wird.

Deutlich ist aber auch erneut
geworden, wie wichtig auch für
die Kirche die freiheitliche Ord-
nung der Bundesrepublik ist!

Albrecht Martin MdL
Staatsminister

Bundesvorsitzender des EAK

Ost-CDU im Dilemma

Dem „einzigen sozialistischen
Staat auf deutschem Boden",
der DDR, laufen seine Bürger
in Scharen davon. Während in
anderen Staaten des sozialisti-
schen Blocks Demokratisie-
rungsübungen bereits in politi-
sche Praxis umschlagen, unter-
drückt die DDR (das heißt die
SED) ihre 40 Jahre lang prokla-
mierte Maxime „Von der So-
wjetunion lernen, heißt Siegen
lernen". Von Fraktionsbildung
in der SED, von einem mittel-
deutschen Jelzin, ist keine
Rede. Stattdessen behauptet die
SED, in „ihrem" Staat bestehe
seit langem ein „Mehrparteien-
system" und sie habe keinen
„demokratischen" Nachholbe-
darf. Die Führungen ihrer
Blockparteien beeilen sich, das
immer wieder zu bestätigen.
Wie gehabt!

Langsam aber kommen selbst
den linientreuesten unter den
Vorständen dieser antifaschi-
stisch-demokratischen Block-
parteien Bedenken, wie lange
noch ihr ständig braves Kopfnik-
ken von der eigenen Parteibasis
widerspruchslos und ergeben
hingenommen wird. Die Bilder
einer steten „Wallfahrt zur Frei-
heit", wie sie bei der Massen-
flucht über die ungarisch-öster-
reichische Grenze zu sehen wa-
ren, bleiben nicht ohne nachhal-
tigen Eindruck auf die Men-
schen in Mitteldeutschland.
Dazu erleben sie, daß erstmalig

nach dem 2. Weltkrieg ein nicht-
kommunistischer Regierungs-
chef in Polen, in einem Staat des
Warschauer Vertrages, durch ein
überwiegend nichtkommunisti-
sches Parlament bestätigt wird.

In der DDR werden zuneh-
mend kritische Stimmen laut,
wenn man von der Massenab-
stimmung gegen das Regime
durch die Flüchtenden und Aus-
reisewilligen absieht. Diese Stim-
men hört man vor allem in den
Reihen der evangelischen Kir-
chen. Die Partei aber, die vor-
gibt, besonders für die Christen
in der DDR da zu sein, hüllt sich
in beredtes Schweigen. Es fragen
sich immer mehr Menschen in
Mitteldeutschland, besonders in
den eigenen Reihen, wie lange
noch die Ost-CDU-Führung in
gehorsamer „Block-Treue" den
Kopf in den Sand steckt, um das,
was die Menschen aufwühlt, tot-
zuschweigen. Gerald Götting,
der seit 40 Jahren die Partei im
Griff hat, kann sich keine Illusio-
nen machen, was seine Partei-
freunde an der Basis von seiner
Führung erwarten. Hatte er ih-
nen doch immer wieder versi-
chert, daß trotz aller Beteuerung
zum Sozialismus die Ost-CDU
da sein müsse, wenn es gilt, den
Blick über kurzfristige Planwirt-
schaft hinaus in eine weitere Per-
spektive zu richten. -Nun, dieser
Zeitpunkt scheint gekommen.
Mit dem Sozialismus geht's von
Tag zu Tag mehr bergab. In der
Sowjetunion, von der man so flei-
ßig lernen wollte, steht Ludwig
Erhard mit seiner Sozialen
Marktwirtschaft bereits höher im
Kurs als Karl Marx. Wenn das
mit letzter Widerstandskraft
Erich Honecker auch nicht wahr-
haben will, Gerald Götting, der
doch erst richtig zu denken begin-
nen wollte, wenn die Marxisten
mit ihrem Latein am Ende wären,
sollte es eigentlich begreifen.
Doch bisher haben weder die
Ost-CDU-Führung noch die Li-
beraldemokraten in der DDR
auch nur den allerbescheidensten
Versuch gemacht, aus ihrer Ni-
sche hervorzulugen.

Es gibt keinen Zweifel, daß die
Mitglieder der nichtkommunisti-
schen Parteien der DDR, allen
voran die der Ost-CDU, die Poli-
tik der SED nicht unterstützen,
sondern nur ertragen. Die Basis
der Ost-CDU erhofft sich Han-
deln seiner Führung - einer Füh-
rung, die über den Sozialismus
„hinaus" zu führen vorgab. Ar-
mer Gerald Götting! Welchen
Schock muß es bereiten, wenn
jahrzehntelanges, unterdrücktes
Wunschdenken wider Erwarten
zur Realität zu werden droht?

G. Rummler

Neuer Ratgeber erschienen

Kommission „Innerdeutsche
Städtepartnerschaften" der
Bundes-KPV: „Innerdeutsche
Städtepartnerschaften". Bonn
1989.

Zu beziehen für DM 3,- bei der
Kommunalpolitischen Vereini-
gung, Konrad-Adenauer-Haus,
5300Bonn l, Tel.: 0228/544-296

Jugendministerium
startet bundesweite

Telefonberatungsaktion
zum Ortstarif für junge

DDR-Übersiedler

Den jungen Übersiedlei' /
und ihren Familien werden
überall im Bundesgebiet
durch Beratung und Betreu-
ung der vom Bundesjugend-
ministerium geförderten 200
Jugendgemeinschaftswerke,
der Otto-Benecke-Stiftung
und der Verbände der freien
Wohlfahrtspflege geholfen,
ihre am Anfang besonders
großen Probleme des Neuan-
fangs in der Schule, bei der
Ausbildung, bei Behörden-
kontakten, beim beruflichen
Einstieg, bei den Fragen der
finanziellen Förderung und
Unterbringung, zu bewälti-
gen. Um ganz schnell zu han-
deln, den jungen Mitbürgern
und ihren Familien möglichst
konkrete Ratschläge so aktu-
ell wie möglich geben zu kön-
nen, ist - finanziert voi<
Bundesministerium für Ju-
gend, Familie, Frauen und
Gesundheit, und auf dessen
Initiative - ab 15. September
1989 ein Telefondienst der
Betreuungsverbände im
Hause der Otto-Benecke-
Stiftung in Bonn eingerichtet
worden. Alle Übersiedler,
die Fragen haben, können
nunmehr in den kommenden
Wochen an jedem Wochen-
tag von 9.00 Uhr bis 16.00
Uhr zum Ortstarif Auskunft
erhalten, und zwar über die
Telefon-Nummer: 01304266.
„Bitte rufen Sie an. Teilen
Sie Ihre Sorgen mit. Es wird
Ihnen dann geraten, welche
nächsten Schritte Sie gehen
sollten, und an welche Stel-
len Sie sich an Ihrem neuen
Wohnsitz zu Ihrer weiteren
Information wenden kön-
nen", erklärte Bundesmini-
sterin Ursula Lehr heute in
Bonn.
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Neues vom Büchermarkt

Dr. Otto Schnübbe: Christen in
der Politik - Das Liebesgebot
der Bergpredigt und das Ge-
waltmonopol des Staates, Quell
Verlag, Stuttgart 1989

Wer heute als evangelischer
Christ politische Verantwortung
in unserem Staat trägt, wer ihm
als Polizeibeamter oder Soldat
dient, der ist vielfachen Fragen
ausgesetzt, Fragen seiner Um-
gebung, die nach der sittlichen
Grundlage des Handelns sich
erkundigen; vor allern aber ist
er ausgesetzt den Fragen, die erai selbst stellt: ob er nämlich

seinem Handeln dem Evan-
gelium treu bleibe.

Solchen Fragen hat sich der
frühere Landessuperintendent
Dr. Otto Schnübbe ausgesetzt
und in ungezählten Vorträgen
nach Antworten gesucht, deren
Ertrag er in einem Büchlein
„Christen in der Politik - Das
Liebesgebot der Bergpredigt
und das Gewaltmonopol des
Staates" vorlegt.

Man merkt der Arbeit an, daß
hier nicht vom Katheder herunter
theologisiert wird, sondern daß
das Ringen der Politiker, der Sol-
daten und Polizeibeamten um ih-
ren Platz in ihrer Kirche ernstge-
nommen wird. Der Weg zu Ant-
worten ist für Schnübbe ganz
selbstverständlich: er lehrt die Bi-
bel wieder lesen! Er tut es in

i y'er herzerfrischenden, fröh-
lichen Sprache, die eine große
Gelehrsamkeit ahnen läßt. Hier
wird die Lehre von den Zwei
Reichen in einer Weise entfaltet,
die keinen Raum läßt für den
Rückzug aus der Welt, sondern
zu verantwortlichem Handeln
ruft. Wie hier Bergpredigt und
Römer 13 etwa aus dem Zusam-
menhang der Botschaft neu gese-
hen werden, das ist wahrhaft hilf-
reich. „Knapp und in befreiender
Prägnanz bringt er Elemente
evangelischer Verantwortung ins
Spiel. Nie wirken sie überflüssig
oder weit hergeholt", urteilt Bi-
schof Hans Gernot Jung in sei-
nem Geleitwort.

Wer also Antworten auf eige-
nes Fragen sucht, wer sich auf
Diskussionen über das Verhält-
nis des Christen zum politischen
Bereich vorbereiten will, wer
wieder Mut gewinnen möchte,
ganz schlicht und doch in Anbe-
tracht unserer komplexen Ver-
hältnisse die Bibel zu lesen, der
greife nach dem Buch von Otto
Schnübbe! Albrecht Martin

Hermann Boventer: Pressefrei-
heit ist nicht grenzenlos. Bou-
vier-Verlag Bonn 1989

In einer Welt, die heute in
maßgeblicher Weise von den
Medien geprägt und beeinflußt
ist, wird die journalistische
Frage zur Machtfrage. Ist die
Pressefreiheit grenzenlos? Die
Medien kontrollieren die Mäch-
tigen. Wer kontrolliert dieMe-
dien? Was ist ihre Verantwor-
tung vor der demokratischen
Öffentlichkeit, die sie herstel-
len, und vor einem Publikum,
das die Demokratie verkörpert?

Begründung des Journalismus in
der politischen Kultur der frei-
heitlichen Demokratie. Das
Buch wendet sich nicht nur an
Fachleute, sondern hat einen
breiteren Leserkreis von inter-
essierten und betroffenen Bür-
gern im Blick. Die Lesbarkeit
wird durch viele eingestreute Zi-
tate und aktuelle Bezüge er-
höht.

Gerd Langguth, Wer regiert Ni-
caragua? Geschichte, Ideologie
und Machtstrukturen des Sandi-
nismus, Verlag Bonn Aktuell,
Stuttgart, Juni 1989, 253 Seiten

Zu glauben, daß Christus
für die Menschen gestorben sei,
nützt gar nichts, wenn man nicht glaubt,
einer von diesen zu sein.
Martin Luther

Auf diesem Hintergrund er-
langt die Einführung in die Me-
dienethik ihre besondere Ak-
tualität. Der Journalismus
braucht eine Ethik-Debatte,
eine kritische Selbstbestimmung
auf seine Freiheitsmoral, die der
tragende Grund ist. Die Macher
und das Publikum stehen glei-
cherweise auf dem Prüfstand,
wenn die Medienkultur, die sich
immer stärker herausbildet, sich
nicht gegen die Menschen und
die Staatsform der Demokratie
wenden soll. Die Kompetenz
muß zunehmen, das ist die Ab-
sicht dieser Einführung in die
Medienethik, die zugleich als
eine Kritik der journalistischen
Vernunft geschrieben wurde.
Das heißt, Maßstäbe und Nor-
men für einen selbstkritischen
Journalismus werden anhand
von fünfzehn Bausteinen zur
Medienethik begründet und in
erläuternden Aufsätzen zur An-
schauung gebracht.

Dem Verfasser kommt es zu-
gute, daß er praktizierender Pu-
blizist ist und zugleich sich als
Kommunikationswissenschaft-
ler mit mehreren Buchveröf-
fentlichungen und zahlreichen
Fachartikeln zu Wort gemeldet
hat. Sein besonderes Augen-
merk gilt seit vielen Jahren dem
vernachlässigten Arbeitsfeld der
ethischen und philosophischen

Trifft die Aussage des Frie-
densnobelpreisträgers Oscar
Arias zu, die Sandinisten wür-
den „sich vor Freiheit und De-
mokratie mehr fürchten, als vor
Waffen"? Was ist „Sandinis-
mus", wer sind die politischen
Führer und welche langfristigen
Ziele haben diese Revolutio-
näre, die das diktatorische So-
moza-Regime beseitigt hatten?
Aber auch: Wie sichern sich die
Sandinisten die Macht in Nica-
ragua und welche Rolle billigen
sie einer Opposition zu?

Auf diese und weitere Fragen
gibt der Bonner Politikwissen-
schaftler Dr. Gerd Langguth,
ehemaliger Bundestagsabgeord-
neter und Mitglied des Bundes-
vorstandes des Evangelischen
Arbeitskreises der CDU/CSU
sowie Mitglied der Menschen-
rechtskommission der Christ-
lich-Demokratischen Inter-
nationalen (CDI) und seit letz-
tem Jahr Leiter der Vertretung
der EG-Kommission in der Bun-
desrepublik Deutschland, in sei-
nem neuesten Buch Antwort.
Er schildert, warum es aus sei-
ner Sicht trotz der Bemühungen
der fünf zentralamerikanischen
Präsidenten noch viele Jahre
dauern wird, bis Friede in die-
sem Lande herrscht.

Opposition. Seine Erfahrungen
vor Ort sind in dieser umfassen-
den Analyse der Machtstruktu-
ren Nicaraguas mit festgehalten.
Das Buch beschäftigt sich u. a.
mit folgenden Aspekten: Vorge-
schichte der Revolution; die Ge-
schichte der FSLN; die Ideolo-
gie des Sandinismus; Partei-
struktur der FSLN; der staat-
lich-politische Aufbau; Verfas-
sung, Verfassungswirklichkeit
und Staatsaufbau; das Verhält-
nis der FSLN zur inneren Oppo-
sition.

Karl Herbert: Kirche zwischen
Aufbruch und Tradition, Ent-
scheidungsjahre nach 1945, 408
Seiten, Leinen, Radius-Verlag,
Stuttgart 1989

Das Thema lenkt den Blick
auf die jüngste Vergangenheit
der evangelischen Kirche. Ob es
um die Aufarbeitung der Ver-
gangenheit ging oder um das
Ost-West-Verhältnis, um die
Wiederbewaffnung, die Stellung
zu den nuklearen Massenver-
nichtungsmitteln oder nicht zu-
letzt um das Thema Kirche und
Politik überhaupt - immer wie-
der ergaben sich tiefe Ausein-
andersetzungen, die zeitweise
an den Rand des Auseinander-
brechens führten.

Die Spannungen und Gegen-
sätze sind spürbar genug: zwi-
schen Konservativen und Fort-
schrittlichen, zwischen Evan-
gelikaien und Ökumenikern,
zwischen denen, für die mit dem
Leitwort der Dreißiger Jahre:
„Kirche muß Kirche bleiben"
alles Notwendige für heute ge-
sagt ist, und denen, für die das
entscheidende Ziel heißt: „sie
muß Kirche für andere werden".
Statt mit einer Stimme zu spre-
chen, bietet die evangelische
Kirche eher ein Bild der Zerris-
senheit.

Im Blick auf die Folgerungen
für das Verständnis von Kirche
heute schien es dem Autor ange-
bracht, den Gründen für die
Entwicklung nach 1945 nachzu-
gehen und den Weg der ersten
20 Jahre mit allen wichtigen
Brennpunkten nachzuzeichnen.
Da geht es neben schon genann-
ten Themen um Bekennen und
Verdrängen der Schuld, um die
lutherische Tradition ebenso
wie um die Entmythologisie-
rung, den Militärseelsorgever-
trag und die dadurch ausgelöste
Ausgliederung der Kirchen in
der DDR oder schließlich um
die Ostdenkschrift zur Aussöh-
nung mit Polen.
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Aus unserer Arbeit

Aufbruch Europa!?

Bonn. Zum 12. Bonner Theolo-
gischen Gespräch hatte der
E AK-Bundesvorsitzende,
Staatsminister Albrecht Martin,
ins Adenauer-Haus eingeladen.
Unter den knapp 150 Zuhörern
konnte er u.a. auch einige Pro-
fessoren der Bonner Theologi-
schen Fakultät begrüßen. In ei-
nem „Dialog" zwischen zwei
Gesprächspartnern wurde der
Frage nachgegangen: Aufbruch
Europa - doch zu welchem Eu-
ropa? Beide Referenten gingen
in ihren Beiträgen besonders auf
die aktuelle Situation in Osteu-
ropa ein.

Dazu führte Dr. Volkmar
Köhler, MdB, in seinem Vor-
trag aus: „Perestroika und Glas-
nost bieten die Chance einer
europäischen Friedensordnung.
Nicht mehr Annäherung in klei-
nen Schritten, sondern wach-
sende Übereinstimmung in
Grundfragen können diese Frie-
densordnung festigen. Die Un-
terstützung dieses Prozesses ist
nicht nur eine Frage der Orien-
tierung deutscher Politik, son-
dern sie erfordert eine europä-
ische Politik, d.h. eine Unter-
stützung der Gemeinschaft für
die Gestaltung dieses Prozesses
einer europäischen Friedens-
ordnung. Nur durch den Einsatz
der gesamten politischen und
ökonomischen Kraft Westeuro-
pas kann die Entwicklung Ost-
und Mitteleuropas so gestaltet
werden, daß eine schrittweise
Annäherung und damit Hoff-
nung auf eine endliche Wieder-
vereinigung Europas Wirklich-
keit wird. Die Bundesrepublik
ist gut beraten, ihre Politik in
den europäischen Kontext ein-
zubetten und damit von vorn-
herein die scheinbar unausrott-
bare Sorge vor deutscher Eigen-
entwicklung gegenstandslos zu
machen."

Dr. Klaus Lefringhausen
stellte anhand von fünf Thesen
dar, daß das Europäische Haus
nicht nur unser Haus sei, son-
dern das einer Wohngemein-
schaft derer sein müsse, die sich
gemeinsam einer Koevolution
ausgesetzt haben. Er knüpfte im
folgenden oft an die Ausführun-
gen seines Vorredners an: „Die
Kirchen in der DDR haben sich
von dem Selbstverständnis ge-
löst, Kirche im Sozialismus zu

sein, weil sie nicht zu dem Miß-
verständnis Anlaß geben wol-
len, sie würden für eine kon-
krete Gesellschaftsordnung op-
tieren. Sie reagieren aber auch
empfindlich auf westliche Vor-
stellungen, aus der Konkurs-
masse des Sozialismus sei nichts
mehr zu retten und westlicher
Konsumismus sei nun der Bo-
den, auf dem ihnen eine neue
geistige Heimat angeboten wer-
den könne. Sie beobachten mit
Schrecken einen westlichen
Triumphalismus, der nicht nur
die Reformaufgaben im Osten
erschwert, sondern auch als In-
diz dafür gilt, daß unsere eigene
Kritik- und Reformbereitschaft
so nachläßt, daß eine geistige
Wiedervereinigung Europas
durch die Mentalität des Recht-
habens, die Attitüde des Auf-
der-ganzen-Linie-gesiegt-Ha-
bens und die Selbstzufriedenheit
der Wahrheit und Wohlstand
zugleich Besitzenden keines-

wegs selbstverständlich gelingt.
Bei aller berechtigter Empfind-
lichkeit gegenüber einem gewis-
sen Nörgelprotestantismus, der
dazu neigt, alle Probleme zu
bebüßen, kann ein protestan-
tisch-selbstkritisches Prinzip ein
solches Meinungsklima korri-
gieren und zur geistigen Wieder-
vereinigung Europas beitra-
gen."

Nach einer intensiven Aus-
sprache im Plenum hielt Dr.
Lefringhausen fest, daß es zu
den diffizilen Aufgaben einer
seismographisch wachen Kirche
gehöre, die Identitätsfrage als
Schlüsselproblem des werden-
den Europas ernst zu nehmen,
an ihrer Klärung mitzuwirken
und sie nicht sich selbst zu über-
lassen.

Dr. Köhler forderte auf, sich
verstärkt der Frage zuzuwen-
den, wie endlich für die Jugend
Europas die Zukunft gewonnen
werden kann. Was wird die Ord-
nung des Zusammenlebens die-
ser Zukunft sein? Diese Frage
richtet sich nicht nur an die Poli-
tiker.

von links: Dr. Klaus Lefringhausen, Gemeinsame Konferenz Kirche
und Entwicklung, Minister Albrecht Martin, Pari. Staatssekretär a. D.
Dr. Volkmar Köhler, MdB

Fachkongreß der Senioren-Union

„Wie wollen ältere und alte
Menschen wohnen? — Neue

Wohnformen im Alter"
u. a. mit Bundesministerin Dr. Ursula Lehr

Oberbürgermeister Dr. Manfred Rommel
CDU-Generalsekretär Volker Ruhe

Leitung: Gerhard Braun,
Bundesvorsitzender der Senioren-Union

Montag, 6. November 1989,9.30 -17.15 Uhr
Konrad-Adenauer-Haus, Bonn

Anmeldung bei der Senioren-Union, Friedrich-Ebert-Allee 73-75, 5300 Bonn 1, (02 28/544-360)

Beide Vorträge zum
Thema „Aufbruch Eu-
ropa" können Sie bei der
EAK-Bundesgeschäfts-
stelle beziehen:
EAK der CDU/CSU,
Friedrich-Ebert-
Allee 73-75,
5300 Bonn l,
Telefon: 02 28/544-305.

„Keine geschlossene
Gesellschaft"

Dinslaken. „Im Vordergrund
steht eine qualifizierte, sachbe-
zogene politische Arbeit".
Diese Auffassung vertraten •'
Teilnehmerinnen und Teilnt..
mer an der Gründungsversamm-
lung des Evangelischen Arbeits-
kreises der CDU Dinslaken. Po-
litik sei als Auftrag für das Ge-
meinwohl und den Dienst am
Bürger zu begreifen. Daher
seien die künftigen Veranstal-
tungen des Evangelischen Ar-
beitskreises offen sowohl für ka-
tholische CDU-Mitglieder als
auch für evangelische Christen,
die nicht der CDU angehören.
Das Gespräch mit diesen Grup-
pen werde man sogar suchen,
meinten die Gründungsmitglie-
der übereinstimmend.

Wolfgang Hemkens aus Moers
umriß in einem Einführungsre-
ferat die Aufgaben und Ziele
dieser Vereinigung.

Grundlage für das Handelr'.
der Politik bilde der Glaube a'if
das Evangelium. Allein hieraus
schon sei die Verbindung zur
Evangelischen Kirche notwen-
dig. Andererseits gelte es, der
Kirche vor Augen zu führen,
daß menschliches Handeln auch
in der Politik immer nur unvoll-
kommen und fehlerhaft sein
könne. Es sei jedoch immer
noch besser, überhaupt verant-
wortungsbewußt zu handeln, als
unrealistische Forderungen zu
erheben.

Schließlich habe der Evange-
lische Arbeitskreis deutlich Stel-
lung zu beziehen, wenn in Bund,
Ländern und Gemeinden die
Politik „zu kurzatmig" betrie-
ben werde.

Die anschließenden Vor-
standswahlen hatten folgendes
Ergebnis:

Vorsitzender: Reinhard
Muthmann, Stellvertreterin:
Heidrun Hoch, Schriftführer:
Bert Mölleken.
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In der Öffentlichkeit gibt es
Zerrbilder der Politik

Pinneberg. Zu einer Betrachtung
von Grundsatzfragen traf sich am
Donnerstag der Evangelische Ar-
beitskreis der CDU. Es sollte ein
politisches Arbeitsgespräch wer-
den unter dem Motto „Was voll-
zieht sich in unserer Gesell-
schaft". Hans Bleckmann, Kreis-
vorsitzender des EAK und Mit-
glied im Bundesvorstand, konnte
interessierte Gäste und Mandats-
träger begrüßen. Zur Diskus-
sionsrunde des unkonventionel-
len Arbeitskreises waren unter
anderem Monika Grabbert, Ge-
schäftsführerin der CDU-Kreis-
tagsfraktion und ebenfalls EAK-
Kreisvorstandsmitglied, sowie
" > Pinneberger CDU-Ratsher-

i^/i Peter Burgdorff und Günter
Bott erschienen. Der Bedarf
nach einem derartigen Diskus-
sionsforum schien groß zu sein,
wie sich im Verlauf des Abends
zeigte. In seinem Einführungs-
vortrag riß Hans Bleckmann all
die Themen an, die während des
Abends aufgearbeitet wurden: so
zum Beispiel die passive Einstel-
lung der Bürger gegenüber dem
Gemeinwesen und der Politik
und die daraus resultierende Ver-
pflichtung der Politiker, verstärkt
Meinungsbildung zu betreiben.

„Fremdlinge bei uns sind
Menschen wie wir"

Calw. Es war „Zuneigung auf
den ersten Ton", begrüßte der
Vorsitzende des evangelischen
Arbeitskreises (EAK) in Calw,
Bruno Heuchert, den Referen-
ten W. Böhni bei der Vortrags-
veranstaltung des EAK am
Donnerstagabend in Stamm-
heim. Heuchert hatte Wilfried
Böhm im vergangenen Winter
im Deutschlandfunk zur frühen
Morgenstunde gehört, als er sich
kritisch über die schlechte Un-
terbringung der Aussiedler im
Lager Friedland äußerte.

Die Ausländer, führte der Re-
ferent an, haben wir ins Land
geholt, und sie und wir haben
daraus profitiert. Dies betone er
aus dem Grund, weil es oft so
dargestellt werde, als würden
die Ausländer bei uns nur ausge-
beutet, sagte der Referent. Sie
hatten mit ihrem Verdienst viele
Werte auch in ihren Heimatlän-
dern geschaffen und damit diese
Ländern direkt geholfen. Sie
hätten sich bei uns Rechte er-
worben, und darum plädiere er,
daß man denjenigen, die es wün-
schen, den Erwerb der deut-
schen Staatsangehörigkeit er-
leichtere, damit sie dann mit

Am3I. Oktober 1517 löste Martin Luther mit seinen 95 Thesen
gegen die Ablaßpraxis der römischen Kirche eine Bewegung
aus.

43 Man muß die Christen lehren: Wer dem Armen gibt oder
dem Bedürftigen leiht, handelt besser, als wenn er Ablässe

\.kauft.

44 Denn durch das Werk der christlichen Liebe wächst die
Liebe, und der Mensch wird besser, aber durch die Ablässe
wird er nicht besser, sondern nur freier von Strafe. . .

Weitere Gesichtspunkte von
Bleckmanns Orientierungsrede
waren die Stellung der CDU zur
Abtreibungspraxis, Zukunfts-
probleme, die sich aus der Ver-
schiebung der Altersstruktur er-
geben und die Haltung der CDU
zur Umweltschutzpolitik.
Auch gelte es, die demokratischen
Grundwerte wieder bewußt zu
machen. Das Pflichtbewußtsein
gegenüber dem Staat müsse geför-
dert werden. Man war sich im
Arbeitskreis darüber einig, daß
allgemein in der Politik zuviel
„Blech" geredet werde. In Zu-
kunft müsse man auf allen öffent-
lichen Veranstaltungen präsent
sein und dabei mit den Menschen
sprechen und den Kontakt su-
chen. Dabei solle man auch nicht
vor der Auseinandersetzung mit
andersdenkenden Gruppen und
Parteien zurückschrecken.

allen Rechten und Pflichten unse-
res Volkes hier leben könnten.

Abschließend sprach W.
Böhm noch von der Flüchtlings-
bewegung in der DDR. Er ver-
wahrte sich gegen böswillige
Unterstellung der SED, die
Bundesrepublik würde eine Ab-
werbungskampagne treiben,
und forderte seinerseits die
DDR-Machthaber auf, nun end-
lich auch den Reformen zuzu-
stimmen, die notwendig sind,
damit die Menschen daheim
bleiben und sich frei entfalten
könnten, wie dies schon in Un-
garn, Polen und der Sowjet-
union möglich sei.

Siegfried Leschke bleibt
Vorsitzender

Leverkusen. Siegfried Leschke
bleibt Vorsitzender des Evan-

gelischen Arbeitskreises der
CDU Leverkusen. Auf der Jah-
reshauptversammlung wurde er
in seinem Amt bestätigt. Eine
Änderung gibt es beim zweiten
Vorsitzenden: Für Manfred Wol-
ter, der nicht mehr kandidierte,
wurde Marie-Luise Kühlthau ge-
wählt. Zu Delegierten für die
Landes- und Bezirksversamm-
lung sowie die Kreisparteitage
wurden Marie-Luise Kühlthau
und Siegfried Leschke gewählt.

Brücken schlagen zwischen
evangelischer Kirche und Union

Lörrach. Der Evangelische
Arbeitskreis in der CDU, Kreis-
verband Lörrach, konnte seine
erste Generalversammlung ab-
halten. Gegründet wurde dieser
EAK vor zwei Jahren, Um den
direkten Zugang zur Basis herzu-
stellen, bemühte sich der Landes-
verband in den letzten Jahren um
die Gründung örtlicher EAK's.

In den EAK's sammeln sich
Christen, die ihres Glaubens we-
gen einen Beitrag zur Gestal-
tung des gesellschaftlichen Le-
bens leisten wollen und Verant-
wortung in kirchlichen wie poli-
tischen Bereichen zu überneh-
men bereit sind. Da der Kontakt
zwischen Union und evangeli-
scher Kirche oft nicht besonders
gut sei, ist das Ziel der E AK-Ar-
beit, hier eine Brücke zu schla-
gen, eine bessere Verbindung
zu schaffen. Parteimitglieder
und parteiungebundene Perso-
nen („die diese Arbeit nicht
durch die Parteibrille sehen")
arbeiten zusammen, bemühen
sich, „starre Fronten aufzubre-
chen und das gestörte Verhältnis
zu entkrampfen". Der EAK ist
außerdem bestrebt, christliche
Werte in der Union zu verwirkli-
chen, die Ökumene zu festigen.

Eine weitere Aufgabe stellt
sich der EAK, indem versucht
wird, kirchliche Stellen und Ge-
meindemitglieder für die Union
zu interessieren. Vier Vorträge
mit namhaften Referenten „aus
beiden Lagern" wurden organi-
siert, zwei davon zur Vorberei-
tung der Europäischen Ökume-
nischen Versammlung in Basel.

Die Neuwahlen des Vorstan-
des bestätigten den Vorsitzen-
den Karl Heinz Röttel (Schopf-
heim) und seinen Stellvertreter
Heinz Schleyer (Weil) in ihren
Ämtern. Schriftführer wurde
Fritz Hütter, als Beisitzer wur-
den Ingeburg Duve, Kurt Här-
schel, Heidi Lüttin, Dieter Kal-
tenbach, Christian Oschatz und
Lotte Sedlaczek ernannt. Pfar-
rer Siegfried Harr aus Ölungen
wird als parteiungebundener
Gastbeisitzer mitwirken.

Großes Verdienstkreuz für
Wolfgang Böhme

Bad Herrenalb. Akademiedirek-
tor i. R. Wolfgang Böhme erhielt
das große Bundesverdienstkreuz.
Die Auszeichnung wurde dem
70jährigen Juristen durch Mini-
sterin Barbara Schäfer im Rah-
men des Akademiesommerfestes
in Bad Herrenalb überreicht. Dr.
Böhme ist Vorstandsmitglied des
EAK-Baden und Vorsitzender
der theologischen Initiativgruppe
des E AK Baden.

Bundeswehr - noch notwendig?

Albstadt. „Verantwortung
der Soldaten im Atomzeitalter"
war das Thema, zu dem der
Evangelische Arbeitskreis der
CDU (EAK) eingeladen hatte.
Als Gesprächspartner war Ma-
jor Schaub von der 1. Luftwaf-
fendivision Meßstetten gekom-
men. EAK-Vorsitzender Rainer
Sindlinger äußerte in seiner Be-
grüßung die Befürchtung, daß
wir uns an den Frieden gewöhnt
haben und die gesicherte Frei-
heit als selbstverständlich anse-
hen. Die Bundeswehr werde an-
gesichts fortschreitender Abrü-
stung und den Veränderungen
im Ostblock als immer weniger
notwendig angesehen.

Major Schaub ging eingangs
auf die Verantwortung der Sol-
daten ein. Er stellte dabei klar,
daß Befehl und Gehorsam erfor-
derlich seien. Der Vorgesetzte
trage dabei eine Verantwor-
tung, die über das Sachliche hin-
ausgehe. Für die Bundeswehr
sei das Primat der Politik unbe-
stritten. Der Soldat müsse im
vollen Bewußtsein des Risikos
letzten Endes handeln, ohne sei-
ner selbst willen bis zur Aufop-
ferung. Die Tätigkeit des Solda-
ten werde bestimmt durch den
vermeintlichen Feind, wobei al-
les ausgerichtet sei auf das Wohl
der Allgemeinheit, welches
nicht unbedingt dem Wohl des
Einzelnen entspreche.

Major Schaub: „Soldat zu Sein,
heißt daher, Verantwortung be-
wußt zu tragen." Verkürzt heißt
das, „alles Militärische erwächst
aus der Situation der Gefahr."

Die anschließende Diskussion
wurde von EAK-Stellvertreter
Claus-Joachim Lohmann geleitet.

Wenn auch nicht alle Teilneh-
mer von der Notwendigkeit der
Bundeswehr überzeugt waren,
so wurde doch deutlich, daß es
in Zukunft vermehrt solche Dia-
loge zwischen Bundeswehr und
Bürger geben muß.
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AKTION WILLKOMMEN
für Landsleute aus der DDR

CDU So helfen wir unseren
neuen Nachbarn-
Leitfaden

• Patenschaften:
Eine hervorragende Gelegenheit, Landsleute aus der DDR mit
offenen Armen und tatkräftiger Hilfe zu unterstützen, bieten
Patenschaften.

Dazu können CDU-Verbände einen Gesprächs- und Paten-
schaftskreis gründen, in dem sich regelmäßig Landsleute aus
der DDR mit CDU-Mitgliedern und -Freunden treffen, um
Bekanntschaften zu schließen. CDU-Verbände können darüber
hinaus persönliche Patenschaften einzelner CDU-Mitglieder für
Landsleute aus der DDR vermitteln.

• Eingliederung durch Vereine:
Die örtliche CDU-Fraktion beschließt oder bringt als Antrag ein,
daß Vereine, die sich um Eingliederung kümmern, von der
Kommune unterstützt werden. Vor allem Sportvereine sollten
angesprochen werden, um jungen Übersiedlern eine Chance
zum Mitmachen zu geben.

• Ratgeber-Treffen:
Gesprächsgruppen, bei denen die CDU den Referenten besorgt,
werden zu unterschiedlichen Themen angeboten: Wohnrecht,
Arbeitsrecht, Versicherungsschutz, Berufsausbildung, Weiter-
bildungschancen.

• Die neue Heimat vorstellen:
Bei Rundfahrten oder Spaziergängen durch die Gemeinde oder
den Stadtteil berichten sachkundige Gesprächspartner über
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft der Region. Verteilen
Sie Stadtpläne, regionale Straßen- und Wanderkarten.

• Reise nach Bonn:
Bundestagsabgeordnete sollten ihr Reisekontingent nach Bonn
nutzen, um auch Landsleute aus der DDR einzuladen.

Hier erhalten Sie weitere Informationen:
Senioren-Union: „Aktion Willkommen" vor Ort; Leitfaden der Senioren-Union zur
Eingliederung der Aussiedler in die Bundesrepublik Deutschland, zu beziehen über die
Bundesgeschäftsstelle, Konrad-Adenauer-Haus, 5300 Bonn 1.

Junge Union: Aktion Wohnungssuche vor allem beim Landesverband Niedersachsen
sowie beim Landesverband Nordrhein-Westfalen; außerdem gibt es in Nordrhein-
Westfalen Einstiegshilfen in die Schulen sowie Freizeitbetreuung für Kinder und
Jugendliche. Annaberger Straße 283, 5300 Bonn 2.

Mittelstandsvereinigung: Das Büro Bonn ist bereit, als Clearingstelle für die Arbeits-
vermittlung vor Ort zu fungieren. Heussallee 40, 5300 Bonn 1.

Kommunalpolitische Vereinigung (KPV): Wenn Sie eine Patenschaft übernehmen
wollen, hilft Ihnen die KPV weiter. Konrad-Adenauer-Haus, 5300 Bonn 1.

Ring Christlich Demokratischer Studenten (RCDS): Telefonische Beratung: wo-
chentags von 19.00 Uhr - 22.00 Uhr unter der Rufnummer 01 30/31 20 beraten Sie
Fachleute (Schwerpunkt Studienangelegenheiten) in Ihren Problemen.

Informationen und Unterlagen können Sie auch über die EAK-Bundesgeschäftsstelle,
Tel.: 02 28/544-302 beziehen.
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